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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner. 

Soweit zusätzlich Besondere Bedingungen vereinbart sind, deren Bestimmungen von diesen Allgemeinen Bedingungen abweichen, haben die 
Besonderen Bedingungen Vorrang. Dies gilt insbesondere bei Wahl einer kapitalmarktorientierten oder anderen alternativen Rentenphase zu 
Beginn  der Rentenzahlung. 
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Erläuterung wichtiger Begriffe 
Wir möchten Ihnen vorab in alphabetischer Reihenfolge einige wichtige 
Begriffe erläutern, die wir in den Versicherungsbedingungen verwenden. 

Anlagestock: Bis zum Beginn der Rentenzahlung führen wir die auf 
Ihren Vertrag entfallenden Anteile an der indexorientierten Kapitalanlage  
bzw. den von Ihnen gewählten Investmentfonds in einer gesonderten 
Abteilung unseres Sicherungsvermögens, dem sog. Anlagestock. Mit 
Beginn der Rentenzahlung werden die auf Ihren Vertrag entfallenden 
Anteile dem Anlagestock entnommen und der Wert der Anteile in unser 
übriges Vermögen überführt. 

Anteil/Anteilswert: Aus dem dem Anlagestock zuzuführenden Kapital 
bilden wir rechnerisch Anteile an der indexorientierten Kapitalanlage 
oder legen diese in Anteilen an den von Ihnen gewählten Investment-
fonds an. 

Der Wert einer Anteileinheit (Anteilswert) richtet sich nach der Wertent-
wicklung der im Anlagestock gehaltenen Kapitalanlagen bzw. Invest-
mentfondsanteile; er entspricht dem Wert der der indexorientierten 
Kapitalanlage zuzurechnenden Wertpapiere oder – soweit es den oder 
die von Ihnen gewählten Investmentfonds betrifft – dem Rücknahme-
preis eines Anteils. 

Das Anteildeckungskapital setzt sich aus Anteilen an unserer index-
orientierten Kapitalanlage und Anteilen an den gewählten Investment-
fonds zusammen. 

Aufschubdauer ist der Zeitraum vom Versicherungsbeginn bis zum 
voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung. Wenn Sie die Rentenzah-
lung nicht zum voraussichtlichen Rentenbeginn abgerufen haben, ver-
längert sich die Aufschubdauer automatisch bis zum Ende der Ver-
längerungsphase. 

Beitragszahler sind grundsätzlich Sie als unser Versicherungsnehmer. 
Zahlt eine dritte Person die Beiträge, erwirbt diese hierdurch keine 
Rechte aus dem Vertrag. 

Bezugsberechtigter ist der von Ihnen in Textform benannte Anspruchs-
berechtigte für die betreffende Leistung. 

Börsentage sind die Tage, an denen an einer bestimmten Börse 
Handel stattfindet. Grundsätzlich sind alle Bankarbeitstage Börsentage. 
Darüber hinaus bestehen Börsentage auch an weiteren Tagen.  

Das Deckungskapital des Vertrags besteht aus dem Sicherungskapital 
(konventionelles Deckungskapital) und dem Anteildeckungskapital 
(Anteile an der indexorientierten Kapitalanlage und an den gewählten  
Investmentfonds). Die Aufteilung des Deckungskapitals erfolgt nach 
einem festgelegten Verfahren (siehe Wertsicherungskonzept). 

Eine Deckungsrückstellung müssen wir für jeden Versicherungsver-
trag bilden, um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungsschutz gewähr-
leisten zu können. Deren Berechnung wird nach § 88 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes (VAG) und § 341e und § 341f des Handelsge-
setzbuches (HGB) sowie den dazu erlassenen Rechtsverordnungen 
geregelt. 

Garantieniveau: 
Von Ihnen festgelegter Prozentsatz der Summe der vereinbarten Beiträ-
ge, die zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung (ohne Bei-
tragsanteile für eingeschlossene Zusatzversicherungen) zu diesem Zeit-
punkt zur Bildung der lebenslangen Rente mindestens zur Verfügung 
steht. Hierbei können Sie entweder 100 % oder zugunsten von höheren 
Renditechancen 25 % (hierbei erfolgt die Anlage dann - soweit nicht zur 
Garantieerzeugung erforderlich - in Investmentfonds) zu Vertragsbeginn 
wählen. Eine spätere Änderung des Garantieniveaus ist ausge-
schlossen (Ausnahme § 18 Beitragsfreistellung). 

Das garantierte Mindestkapital zum voraussichtlichen Beginn der 
Rentenzahlung steht für die Berechnung der lebenslangen Rente oder 
als garantierte Kapitalleistung mindestens zur Verfügung. Es setzt 
sich zusammen aus der Summe der gezahlten Beiträge unter Berück-
sichtigung des vereinbarten Garantieniveaus vorhandenen Erträgen aus 
dem Lock-In und vorhandenen Bonusbeiträgen. 

Die garantierte Mindestrente ist in Ihrem Versicherungsschein ge-
nannt. In mindestens dieser Höhe zahlen wir zum voraussichtlichen 
Beginn der Rentenzahlung eine lebenslange garantierte Rente. 

Mit dem Lock-In werden zehn Prozent eines monatlichen Wert-
zuwachses der indexorientierten Kapitalanlage bzw. der von Ihnen 
gewählten Investmentfonds als Ertrag automatisch gesichert: um diesen 
Betrag erhöht sich das garantierte Mindestkapital zum voraussichtlichen 
Beginn der Rentenzahlung.  

Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die für die Kalkulation 
Ihres Vertrags benötigt werden. Diese sind im Wesentlichen Sterbetafel, 
Rechnungszins und Kosten. 

Rechnungsmäßiges Alter der versicherten Person ist die Differenz 
zwischen dem jeweiligen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr der ver-
sicherten Person.  

Der Rentenbeginn ist flexibel, d.h. Sie können die Rente während der 
Abrufphase monatlich abrufen. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, den 
Rentenbeginn hinauszuschieben (Verlängerungsphase). 

• frühestmöglicher Rentenbeginn: Beginn der Abrufphase
• voraussichtlicher Rentenbeginn: planmäßig vereinbarter Beginn

der Rentenzahlung 
• spätestmöglicher Rentenbeginn: Ende der Verlängerungsphase

Wenn Sie die Rente bis zum voraussichtlichen Rentenbeginn nicht ab-
gerufen haben, schiebt sich der Rentenbeginn automatisch bis zum 
spätestmöglichen Rentenbeginn hinaus. Während der Verlängerungs-
phase können Sie die Rente monatlich abrufen. 

Der Rücknahmepreis eines Anteils des Investmentfonds ist der Wert, 
zu dem wir den Anteil des Investmentfonds erwerben bzw. veräußern. 
Zu diesem Wert werden Anteile an dem Investmentfonds auch dem 
Anlagestock gutgeschrieben bzw. entnommen. In aller Regel entspricht 
der Rücknahmepreis dem Nettoinventarwert. 

Das Sicherungskapital ist der Teil des Deckungskapitals Ihres 
Vertrags, der im Rahmen des Wertsicherungskonzeptes in unserem 
übrigen Vermögen geführt wird (konventionelles Deckungskapital). 

Versicherte Person ist die Person, auf deren Leben die Versicherung 
abgeschlossen ist. 

Versicherungsnehmer sind Sie als unser Vertragspartner. Die Rechte 
und Pflichten aus diesem Vertrag betreffen vorrangig den Versiche-
rungsnehmer. 

Versicherungsperiode ist vor Beginn der Rentenzahlung der Zeitab-
schnitt, für den die Zahlung des Beitrags vereinbart ist. Bei Verträgen 
gegen Einmalbeitrag und im Rentenbezug beträgt die Versiche-
rungsperiode ein Jahr. Nach Beginn der Rentenzahlung endet eine Ver-
sicherungsperiode jeweils am Ersten des Monats der ersten Rentenzah-
lung. 

Wertsicherungskonzept: Zur Sicherstellung des garantierten Mindest-
kapitals und der garantierten Mindestrente bzw. zur Deckung der an-
fallenden Verwaltungskosten werden wir Teile des Wertes des Vertrags 
als Sicherungskapital, Teile als indexorientierte Kapitalanlage (IOK) und, 
falls gewählt, Teile als Fondsanlage führen. Die Aufteilung des Wertes 
des Vertrags vor Rentenbeginn erfolgt nach einem festgelegten Ver-
fahren. 
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§ 1  Was sind die besonderen Merkmale einer
Rentenversicherung Rente WachstumGarant? 

(1) Rente WachstumGarant ist eine Rentenversicherung mit aufgescho-
bener, lebenslanger Rentenzahlung. Sie bietet Ihnen für den Erlebens-
fall Versicherungsschutz unter unmittelbarer Beteiligung an der Wert-
entwicklung eines bei uns eingerichteten Sondervermögens (Anlage-
stock). Der Anlagestock wird gesondert von unserem übrigen Vermögen 
geführt und in Anteilen an der indexorientierten Kapitalanlage (IOK) und 
an den Investmentfonds jeweils getrennt angelegt. Guthabenteile legen 
wir aber auch in unserem übrigen Vermögen an. Um die garantierte 
Mindestrente (siehe § 2 Absatz 4) oder das garantierte Mindestkapital 
(siehe § 2 Absatz 5) erbringen zu können bzw. die für den Vertrag an-
fallenden Verwaltungskosten zu decken, teilen wir das Deckungskapital 
zwischen diesen Anlageformen entsprechend dem Wertsicherungskon-
zept (siehe § 3 Absatz 3) laufend neu auf.

Mit Beginn der Rentenzahlung entnehmen wir dem Anlagestock die auf 
Ihren Vertrag entfallenden Anteile an der IOK und den gewählten In-
vestmentfonds und legen den zugehörigen Geldwert in unserem übrigen 
Vermögen an, sofern Sie keine alternative Rentenphase nach § 4 Ab-
satz 18 vereinbart haben. Die Fondsbindung bzw. die Bindung an die 
IOK entfällt; die Höhe der lebenslangen Rente ist dann nicht mehr von 
der Wertentwicklung der IOK bzw. der Investmentfonds beeinflusst. 

(2) Sie haben vor Beginn der Rentenzahlung die Chance, insbe-
sondere bei Kurssteigerungen der Wertpapiere des Anlagestocks 
einen Wertzuwachs zu erzielen; bei Kursrückgängen tragen Sie im 
Gegenzug auch das Risiko der Wertminderung. Wertminderungen 
können auch bei unplanmäßigen Veränderungen der IOK (siehe 
§ 20) und der Investmentfonds (siehe § 21) entstehen; beispiels-
weise kann die Kapitalverwaltungsgesellschaft die Rücknahme der 
Anteile aussetzen. Bei Werten, die nicht in Euro geführt werden, 
können Schwankungen der Währungskurse den Wert der Anlage 
zusätzlich beeinflussen. Das bedeutet, dass die lebenslange Rente 
je nach Entwicklung der Vermögenswerte des Anlagestocks höher 
oder niedriger ausfallen wird.

Für die Berechnung der lebenslangen Rente steht als Deckungs-
kapital zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung jedoch 
mindestens die Summe der gezahlten Beiträge in Höhe des verein-
barten Garantieniveaus (100% oder 25%) zu Ihrer Rentenversiche-
rung zur Verfügung (anteilig garantierter Beitragserhalt zum vo-
raussichtlichen Beginn der Rentenzahlung). 

(3) Wir berechnen die Höhe der lebenslangen Rente erst bei Be-
ginn der Rentenzahlung

• aus dem zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Deckungskapital 
(einschließlich zugeteilten Überschussguthaben) und

• unter Verwendung der Rechnungsgrundlagen, die bei Beginn 
der Rentenzahlung für Neuabschlüsse vergleichbarer Renten-
versicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung gelten 
(siehe § 2 Absatz 3).

Da für die Verrentung die für Neuabschlüsse geltenden Rech-
nungsgrundlagen verwendet werden (siehe § 2 Absatz 3), fällt 
durch die zugeteilte Überschussbeteiligung die lebenslange Rente 
nicht zwingend höher aus als die garantierte Mindestrente nach § 2 
Absatz 4. 

(4) Die Berechnung der lebenslangen Rente erst zum Beginn der 
Rentenzahlung mit dann maßgeblichen Rechnungsgrundlagen 
eröffnet die Chance auf eine höhere Rente als bei anderen 
Rentenversicherungen.

Eine erhebliche Veränderung der Rechnungsgrundlagen kann je-
doch auch dazu führen, dass zugeteilte Überschussguthaben zum 
Beginn der Rentenzahlung ganz oder teilweise zur Sicherung der 
garantierten Mindestrente herangezogen werden müssen. Dies gilt 
nicht, wenn Sie die Kapitalleistung (siehe § 2 Absatz 15) wählen. 

Die vereinbarte garantierte Mindestrente bleibt jedoch stets garan-
tiert. 

(5) Das Deckungskapital ist die Summe des Wertes des Sicherungs-
kapitals und des Anteildeckungskapitals. Den Wert der Anteile ermitteln 
wir börsentäglich dadurch, dass die Anzahl der Ihrem Vertrag zuge-
ordneten Anteile mit dem Wert eines Anteils multipliziert wird. Der Wert

der Anteile wird auf Basis der Kurse der darin enthaltenen Vermögens-
werte börsentäglich festgestellt. Dabei ermitteln wir den Wert für jeden 
Teil des Anteildeckungskapitals getrennt. 

Indexorientierte Kapitalanlage (IOK) 
(6) Die IOK ist eine speziell auf die Rentenversicherung Rente 
WachstumGarant zugeschnittene Kapitalanlage, die zusammen mit dem 
Sicherungskapital zur Sicherstellung des garantierten Mindestkapitals 
zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung und der garantierten 
Mindestrente bzw. zur Deckung der für den Vertrag anfallenden 
Verwaltungskosten dient. Das Anlagekonzept der IOK soll einen 
möglichen Wertverlust der darin enthaltenen Anteile innerhalb eines 
festgelegten Sicherungszeitraums begrenzen. Der Sicherungszeitraum 
umfasst jeweils einen Monat.
Innerhalb der IOK schichten wir das Kapital zu diesem Zweck laufend 
marktabhängig um. Zusätzlich erfolgen Sicherungsgeschäfte. Nähere 
Einzelheiten können Sie dem Merkblatt zum Anlagekonzept der IOK 
entnehmen.

Lock-In 
(7) Zehn Prozent eines laufenden Wertzuwachses der IOK bzw. der 
gewählten Investmentfonds werden monatlich als Ertrag automatisch 
gesichert: sie erhöhen das garantierte Mindestkapital (siehe § 2 Ab-
satz 5). Ein laufender Wertzuwachs ist die in einem Kalendermonat der 
Aufschubdauer gegebene positive Wertentwicklung der ihrem Vertrag 
zugeordneten Anteile an der IOK bzw. an den gewählten Investment-
fonds. Ob eine positive Wertentwicklung vorliegt, ermitteln wir durch 
Vergleich des Wertes zu Beginn eines jeden Monats mit dem Wert zu 
Beginn des vorangegangenen Monats.

Kosten der IOK 
(8) Die Kosten der IOK setzen sich zusammen aus Kosten für ihre 
Verwaltung sowie die IOK–interne Umschichtung und Kosten für 
Sicherungsgeschäfte. Diese Kosten sowie zusätzlich von Dritten in 
Rechnung gestellte Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der 
Veräußerung von Vermögenswerten, bankübliche Kosten für die 
Verwahrung von Wertpapieren sowie die im Zusammenhang mit den 
Kosten für die Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden 
Steuern gehen zu Lasten der IOK. Einzelheiten zu den Kosten können 
Sie dem Merkblatt zum Anlagekonzept der IOK entnehmen.

Kosten der Investmentfonds 
(9) Die Kosten der Investmentfonds sowie zusätzlich von Dritten in 
Rechnung gestellte Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der 
Veräußerung von Vermögenswerten, bankübliche Kosten für die Ver-
wahrung von Wertpapieren sowie die im Zusammenhang mit den 
Kosten für die Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden 
Steuern gehen zu Lasten der Investmentfonds. Diese Kosten sind in 
den Verwaltungskosten enthalten.

Einzelheiten zu den Kosten können Sie den Informationen zu unserem 
Anlagekonzept IOK sowie den wählbaren Investmentfonds entnehmen. 

§ 2  Welche Leistungen erbringen wir? 

Unsere Leistung ab Beginn der Rentenzahlung 

Lebenslange Rente 
(1) Wenn die versicherte Person - das ist die Person, auf deren Leben die Ver-
sicherung abgeschlossen ist - den Beginn der Rentenzahlung erlebt, zahlen 
wir eine Rente, solange die versicherte Person lebt. Wir zahlen die Ren-
te je nach Vereinbarung jährlich, halbjährlich, vierteljährlich oder monat-
lich zu den vereinbarten Fälligkeitstagen.

Berechnung der lebenslangen Rente 
(2) Zum Beginn der Rentenzahlung berechnen wir aus dem zu diesem 
Zeitpunkt vorhandenem

(3) Deckungskapital zuzüglich
(4) der zugeteilten Schlussüberschussanteile sowie
(5) der zugeteilten Bewertungsreserven oder einer etwaigen zugeteilten 
Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven

eine ab diesem Zeitpunkt garantierte lebenslange Rente. 

Maßgeblich für die Wertermittlung der Anteile an der IOK sowie der 
Anteile an den gewählten Investmentfonds ist der Börsentag, der dem 
15. des Monats vor Beginn der Rentenzahlung vorausgeht. Maßgeblich 
für die Anzahl der Anteile ist der Tag des Beginns der Rentenzahlung.
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Ob und in welcher Höhe Schlussüberschussanteile und eine Min-
destbeteiligung an Bewertungsreserven zugeteilt werden, richtet 
sich ausschließlich nach dem Überschussverteilungsplan für den 
Zeitraum, in den der Beginn der Rentenzahlung fällt. Schlussüber-
schussanteile und eine Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven 
können ganz oder teilweise entfallen. 

Für die Zuteilung von Bewertungsreserven werden nur die Bewer-
tungsreserven berücksichtigt, die nach gesetzlichen und aufsichts-
rechtlichen Vorschriften für die Beteiligung der Verträge zum Zu-
teilungszeitpunkt zu berücksichtigen sind (maßgebende Bewer-
tungsreserven). Der rechnerische Betrag der maßgebenden Bewer-
tungsreserven kann sich von dem der tatsächlichen Bewertungs-
reserven unterscheiden, der Höhe nach jederzeit ändern, auch 
starken Schwankungen unterliegen und sogar ganz entfallen. 

Die Höhe der zu zahlenden Rente muss unseren „Bestimmungen über 
Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ entsprechen. 
Anderenfalls zahlen wir eine Kapitalleistung entsprechend Absatz 15 
und der Vertrag endet. 

(3) Bei der Berechnung verwenden wir die Rechnungsgrundlagen, die 
bei Beginn der Rentenzahlung für Neuabschlüsse vergleichbarer Ren-
tenversicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung gelten.

Vergleichbare Rentenversicherungen mit sofort beginnender Renten-
zahlung sind solche, die 

• ab Beginn der Rentenzahlung eine lebenslange garantierte Rente 
und eine Leistung bei Tod vorsehen,

• keine weiteren Zusatzleistungen im Rentenbezug vorsehen,
• keine Risikoprüfung für den Rentenbezug vorsehen und
• ab Beginn der Rentenzahlung Regelungen zur Überschussbeteili-

gung vorsehen, die denen Ihrer Rentenversicherung mit aufgescho-
bener Rentenzahlung inhaltlich entsprechen.

Wenn wir zum Beginn der Rentenzahlung keine vergleichbaren Renten-
versicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung anbieten, werden 
wir für die Berechnung der lebenslangen Rente die Rechnungsgrundla-
gen verwenden, die wir zu diesem Zeitpunkt für eine vergleichbare Ren-
tenversicherung mit sofort beginnender Rentenzahlung für das Neu-
geschäft zugrunde legen würden. Diese Rechnungsgrundlagen werden 
wir nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik und unter 
der Voraussetzung ermitteln, dass sie nach den jeweils gültigen auf-
sichtsrechtlichen Rechtsnormen und sonstigen Bestimmungen bzw. den 
offiziellen Stellungnahmen der Deutschen Aktuarvereinigung e.V. (DAV) 
– oder den Stellungnahmen einer vergleichbaren unabhängigen Organi-
sation – für die Berechnung der Deckungsrückstellung von neu abzu-
schließenden vergleichbaren Versicherungen die gebotenen Rech-
nungsgrundlagen bei entsprechenden Neuabschlüssen darstellen.

Garantierte Mindestrente 
(4) Wenn die lebenslange Rente nach Absatz 2 geringer ist aIs die im 
Versicherungsschein genannte garantierte Rente, zahlen wir Ihnen statt-
dessen diese garantierte Mindestrente.

Die garantierte Mindestrente hängt maßgeblich vom vereinbarten Ga-
rantieniveau ab (Absatz 6). 

Wenn die zu zahlende garantierte Mindestrente den Mindestbetrag nach 
unseren „Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen 
nach § 25“ nicht erreicht, zahlen wir eine Kapitalleistung entsprechend 
Absatz 15, und der Vertrag endet. 

Garantiertes Mindestkapital zum voraussichtlichen Beginn der 
Rentenzahlung 
(5) Für die Berechnung der lebenslangen Rente nach Absatz 2 steht als 
Deckungskapital zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung 
mindestens zur Verfügung:

(6) die Summe der gezahlten Beiträge zu Ihrer Rentenversicherung 
zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung unter Berück-
sichtigung des vereinbarten Garantieniveaus zuzüglich
(7) vorhandener Erträge aus dem Lock-In zum voraussichtlichen Beginn 
der Rentenzahlung (Absatz 7) zuzüglich
(8) vorhandener Bonusbeiträge (Absatz 8; siehe Bestimmungen zur 
Überschussbeteiligung nach § 6 Absatz 3, Ziffer 2.1).

Ein darüber hinausgehendes Deckungskapital können wir nicht garan-
tieren. Beitragsanteile für eingeschlossene Zusatzversicherungen sind 

vom garantierten Beitragserhalt zum voraussichtlichen Beginn der Ren-
tenzahlung nicht umfasst. 

Die tatsächlich zum Beginn der Rentenzahlung geltenden Rech-
nungsgrundlagen, die für die Berechnung der lebenslangen Rente 
maßgeblich sind, sind nicht bekannt. Sollten sich diese im Ver-
gleich zu den bei Vertragsabschluss geltenden Rechnungsgrund-
lagen ungünstiger darstellen – in Form eines niedrigeren Rech-
nungszinses oder deutlich gestiegener Lebenserwartung – können 
sich niedrigere Werte ergeben. 

Garantieniveau 
(6) Bei Vertragsschluss können Sie festlegen, wie viel Prozent der Bei-
tragssumme (ohne Beitragsanteile für eingeschlossene Zusatzversiche-
rungen) zum voraussichtlichen Rentenbeginn als Teil des garantierten 
Mindestkapitals für die Berechnung der lebenslangen Rente mindesten 
zur Verfügung stehen soll. Sie können entweder 100% oder 25% wäh-
len. Bei Wahl eines 25%igen Garantieniveaus erfolgt eine zusätzliche 
Kapitalanlage in Investmentfonds.

Lock-In zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung 
(7) Durch Kurssteigerungen der Anteile an der indexorientierten Kapital-
anlage (IOK) und an gewählten Investmentfonds vor Beginn der Ren-
tenzahlung können Wertzuwächse erzielt werden.

Wir prüfen monatlich, ob ein Wertzuwachs vorhanden ist. Hierzu ver-
gleichen wir den Wert der Ihrem Vertrag zugeordneten Anteile an der 
IOK bzw. an den gewählten Investmentfonds am ersten Börsentag des 
jeweils aktuellen Kalendermonats mit deren Wert am ersten Börsentag 
des vorangegangenen Kalendermonats. Ein Wertzuwachs liegt vor, 
wenn der Wert am Monatsende höher ist als am Monatsbeginn. In 
diesem Fall erhöht sich das garantierte Mindestkapital zum voraussicht-
lichen Beginn der Rentenzahlung um zehn Prozent des jeweiligen 
Wertzuwachses (Lock-In zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzah-
lung). 

Durch den Lock-In erhöht sich die garantierte Mindestrente (Absatz 4) 
nicht. 

Bonusbeiträge zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung (8) 
Das garantierte Mindestkapital erhöht sich vor Beginn der Renten-
zahlung um Bonusbeiträge nach den Bestimmungen zur Überschuss-
beteiligung nach § 6 Absatz 3, Ziffer 2.1.

Durch Bonusbeiträge erhöht sich die garantierte Mindestrente (Absatz 
4) nicht.

Flexibler Beginn der Rentenzahlung 
(9) Der Beginn der Rentenzahlung ist flexibel:

• Voraussichtlicher Beginn der Rentenzahlung
(10) Im Informationspaket unter Ziffer II.2 (Allgemeine Versiche-
rungsinformation „Information zur angebotenen Versicherungs-
leistung“) und im Versicherungsschein nennen wir Ihnen den 
vereinbarten voraussichtlichen Rentenbeginn.

Voraussetzung für den Beginn der Rentenzahlung zu 
diesem Termin ist, dass uns der Antrag hierzu spätestens einen 
Monat vor dem voraussichtlichen Rentenbeginn vorliegt. 
Anderenfalls beginnt automatisch die Verlängerungsphase (Absatz 
12). 

• Frühestmöglicher Beginn der Rentenzahlung
(11) Sie können jedoch bereits während der Abrufphase zu Beginn 
jedes Monats vorzeitig die Rentenzahlung abrufen. In diesem Fall 
zahlen wir die lebenslange Rente erstmals zum Abruftermin, wenn 
die versicherte Person diesen Termin erlebt. In diesem Fall 
verringert sich die garantierte Mindestrente nach Absatz 4 nach 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik.

Voraussetzung für den Abruf der vorzeitigen Rentenzahlung ist, 
dass uns der Antrag hierzu spätestens einen Monat vor dem 
gewünschten Termin vorliegt. Anderenfalls beginnt die Renten-
zahlung erst am nächstfolgenden Monatsersten. 

Die Abrufphase dauert höchstens fünf Jahre. Beginn und Ende der 
Abrufphase sowie die Renten zu den jeweiligen Jahrestagen 
können Sie dem Informationspaket unter Ziffer II.2 
(Allgemeine Versicherungsinformation „Information zur 
angebotenen Versiche-rungsleistung“) und dem 
Versicherungsschein entnehmen. Die Höhe der Renten zu den 
monatlichen Abrufterminen zwischen den Jahrestagen ermitteln 
wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. 
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Wenn Sie die Rentenzahlung vorzeitig abrufen, enden zum 
Abruf-termin noch eingeschlossene Zusatzversicherungen. 

• Spätestmöglicher Beginn der Rentenzahlung
(12) Wenn Sie die Rentenzahlung nicht zum voraussichtlichen 
Rentenbeginn abgerufen haben, verlängert sich die Aufschubdauer 
automatisch bis zum Ende der Verlängerungsphase. Ist bei Ihrem 
Vertrag eine laufende Beitragszahlung bis zum voraussichtlichen 
Rentenbeginn vereinbart, verlängert sich entsprechend auch die 
Beitragszahlungsdauer.

Sie können während der Verlängerungsphase zu Beginn jedes 
Monats die Rentenzahlung abrufen. In diesem Fall zahlen wir die 
hinausgeschobene Rente erstmals zum Abruftermin, wenn die 
versicherte Person diesen Termin erlebt. Bei laufender Beitrags-
zahlung erhöht sich das garantierte Mindestkapital nach Absatz 5 
um die nach dem voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung 
gezahlten Beiträge zur aufgeschobenen Rentenversicherung. Die 
garantierte Mindestrente (Absatz 4) berechnen wir nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik neu. Dabei bleibt 
sie mindestens so hoch wie ursprünglich vereinbart. 

Voraussetzung für den Abruf der hinausgeschobenen Renten-
zahlung ist, dass uns der Antrag hierzu spätestens einen Monat vor 
dem gewünschten Termin vorliegt. Anderenfalls beginnt die hinaus-
geschobene Rentenzahlung erst am nächstfolgenden Monats-
ersten. 
Die Verlängerungsphase dauert längstens bis zum 85. Geburtstag 
der versicherten Person. Beginn und Ende der Verlängerungs-
phase sowie die Renten zu den jeweiligen Jahrestagen können Sie 
dem Informationspaket unter Ziffer II.2 (Allgemeine Versicherungs-
information „Information zur angebotenen Versicherungsleistung“) 
sowie dem Versicherungsschein entnehmen. 

(13) Spätestens zum voraussichtlichen Rentenbeginn enden einge-
schlossene Zusatzversicherungen. Dies gilt auch, wenn Sie den Ren-
tenbeginn in die Verlängerungsphase hinausschieben. Die Beiträge für 
die Zusatzversicherungen entfallen.

Garantierte Rentensteigerung 
(14) Wenn Sie eine Steigerung der Renten nach Beginn der Renten-
zahlung vereinbart haben, erhöht sich die jeweils erreichte garantierte 
Rente jährlich um den vereinbarten Prozentsatz. Die erste Erhöhung 
erfolgt zu Beginn des zweiten Jahres der Rentenzahlung.

Kapitalleistung 
(15) Sie können verlangen, dass wir statt der Renten das vorhandene 
Deckungskapital als einmalige Leistung (Kapitalleistung) zum Fällig-
keitstag der ersten Rente zahlen, wenn die versicherte Person diesen 
Termin erlebt.

Voraussetzung ist, dass uns der Antrag auf Kapitalleistung spätestens 
zwei Monate vor dem Fälligkeitstag der ersten Rente vorliegt. 

Mit Zahlung der Kapitalleistung endet der Vertrag. Die Kapitalleistung 
erbringen wir auf Basis des Wertes des Deckungskapitals (siehe § 1 
Absatz 5). Maßgeblich für die Wertermittlung der Anteile ist der Börsen-
tag, der dem 15. des Monats vor Kapitalleistung vorausgeht. Maßge-
bend für die Feststellung der Anzahl der Anteile ist der Termin der 
Kapitalleistung. Mindestens erbringen wir jedoch die garantierte Kapital-
leistung (siehe Absatz 5). 

Unsere Kapitalleistung bei einer schweren Krankheit 
(Dread–Disease–Option) – gilt nicht für eine Rück-
deckungsversicherung im Rahmen der betrieblichen 
Altersversorgung 

(16) Bei Eintritt einer schweren Krankheit der versicherten Person 
während der Aufschubdauer können Sie vor Beginn der Rentenzahlung 
eine Kapitalleistung in Höhe des Deckungskapitals (siehe § 1 Absatz 5) 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn Sie den Vertrag als Rückdeckungsver-
sicherung im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung abge-
schlossen haben

Der Antrag auf die Leistung muss uns zusammen mit dem Nachweis der 
schweren Krankheit spätestens am Tag vor dem gewünschten Auszah-
lungstermin vorliegen. Der Auszahlungstermin darf nicht später als zwei 
Jahre nach Eintritt der schweren Krankheit liegen. Die Kapitalleistung 
zahlen wir auf Basis des am letzten Monatsersten vor dem Auszah-
lungstermin vorhandenen Deckungskapitals. 

Mit Zahlung der Kapitalleistung endet der Vertrag. 

Schwere Erkrankungen im Sinne dieser Bedingungen, die auf Ihre 
Kosten fachärztlich nachgewiesen werden müssen, sind: 

• Herzinfarkt
Irreversibler Untergang eines Teils des Herzmuskels durch akuten 
Verschluss eines Herzkranzgefäßes. Die Diagnose muss gesichert 
sein durch typische Brustschmerzen, Erhöhung der herzmuskel-
spezifischen Laborwerte (Enzyme) und durch frische, für einen 
Herzinfarkt typische EKG–Veränderungen. Ausgeschlossen sind so 
genannte stumme Herzinfarkte.

• Multiple Sklerose
Entmarkungskrankheit des Zentralnervensystems mit irreversiblen 
typischen neurologischen Ausfällen und typischen Krankheitsherden, 
nachgewiesen durch entsprechende Bild gebende Untersuchungs-
techniken.

• Schlaganfall
Schlaganfallereignis durch eine Hirnblutung oder einen Hirninfarkt 
infolge Verschlusses oder Ruptur eines Hirngefäßes oder infolge 
einer Embolie aus anderen Körperorganen. Der Schlaganfall muss 
zum plötzlichen Auftreten bleibender neurologischer Ausfaller-
scheinungen geführt haben. Die neurologische Schädigung muss 
nachweislich während mindestens sechs Wochen nach dem Schlag-
anfall angedauert haben und ihre Dauerhaftigkeit prognostiziert 
werden.

• Nierenversagen
Dauerhaftes Versagen der Funktion beider Nieren (terminale Nieren-
insuffizienz), das eine Dauerdialyse oder eine Nierentransplantation 
erfordert.

• Blindheit
Vollständiges und nicht korrigierbares Fehlen des Augenlichts beid-
seitig. Als Blindheit gilt auch, wenn die Sehschärfe auf keinem Auge, 
auch nicht bei beidäugiger Prüfung, mehr als 1/50 beträgt.

• Gehörverlust
Vollständiger und nicht korrigierbarer Verlust des Gehörs beidseitig. 
Einem Gehörverlust gleichgesetzt wird eine Hörminderung um min-
destens 90 Prozent ohne Korrekturmöglichkeit mit einem Hörgerät.

• Querschnittslähmung
Schädigung des Rückenmarks mit vollständiger und dauerhafter 
Läh-mung beider Beine.

Unsere Leistung bei Tod der versicherten Peron 

Leistung bei Tod vor Beginn der Rentenzahlung 
(17) Wenn die versicherte Person vor Beginn der Rentenzahlung stirbt, 
zahlen wir das an dem dem Todesmonat folgenden Monatsersten vor-
handene Deckungskapital, mindestens aber die Summe der bis dahin 
gezahlten Beiträge und Zuzahlungen. Beitragsanteile für eingeschlosse-
ne Zusatzversicherungen und etwaige Bonusbeiträge (siehe Absatz 8) 
werden hierbei nicht berücksichtigt.

Für die Berechnung der Todesfallleistung ermitteln wir die Werte des 
Anteildeckungskapitals zum letzten Börsentag vor dem 15. des Monats 
des Todesfalls. Liegt uns die Meldung des Todesfalls erst nach diesem 
Zeitpunkt vor, ist der nächste Börsentag nach Eingang der Meldung 
maßgeblich. Das Sicherungskapital ermitteln wir zum auf den Todes-
fallmonat folgenden Monatsersten. Für die Feststellung der Anzahl der 
jeweiligen Anteile ist der Todestag maßgeblich. 

Leistung bei Tod nach Beginn der Rentenzahlung 
(18) Wenn die versicherte Person nach Beginn der Rentenzahlung 
stirbt, zahlen wir das für den Todesfall vereinbarte Kapital abzüglich der 
bis zum Tod gezahlten garantierten Renten (verbleibendes Kapital bei 
Tod).

Wenn Sie mit uns keine Leistung bei Tod vereinbart haben, erbringen 
wir keine Leistung und der Vertrag endet. 

Unsere Leistung aus der Überschussbeteiligung 

(19) Entscheidend für den Gesamtertrag des Vertrags vor Beginn der 
Rentenzahlung ist die Entwicklung des Anlagestocks. Darüber hinaus
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beteiligen wir Sie an dem Überschuss und an den 
Bewertungsreserven (siehe § 6). 

Rechnungsgrundlagen 

(20) Das Sicherungskapital wird mit einem Rechnungszins von 0,9 
Prozent jährlich verzinst.

(21) Zur Berechnung der garantierten Mindestrente (Absatz 4) verwen-
den wir die Rechnungsgrundlagen zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses, d.h. den Rechnungszins von 0,9 Prozent jährlich und eine 
aus der Sterbetafel DAV 2004 R abgeleitete unternehmenseigene 
Mischtafel, die der Aufsichtsbehörde angezeigt wurde.

Wenn die garantierte Mindestrente durch Zuzahlung oder außerplan-
mäßige Beitragserhöhung erhöht wird, können abweichende Rech-
nungsgrundlagen zur Anwendung kommen. Diese nennen wir Ihnen in 
§ 4 Absatz 3 und Absatz 13.

(22) Für die Berechnung der lebenslangen Rente zum Beginn der Ren-
tenzahlung gilt Absatz 3.

§ 3  Wie sind Beitragsverwendung, Kostenent-
nahmen, Wertsicherungskonzept und die 
Wert-ermittlung der Anteile ausgestaltet? 

Beitragsabhängige Kosten 
(1) Wir führen Ihre Beiträge und Zuzahlungen nach Abzug der für die 
Beitragskalkulation tariflich festgelegten Abschluss– und beitragsabhän-
gigen Verwaltungskosten dem Deckungskapital entsprechend dem 
Wertsicherungskonzept (Absatz 5) zum Zeitpunkt der Beitragsfälligkeit 
zu.

Deckungskapitalabhängige Verwaltungskosten 
(2) Die tariflich festgelegten, nicht beitragsabhängigen Verwaltungs-
kosten entnehmen wir zu Beginn eines jeden Monats anteilig dem 
Sicherungskapital und dem Anteildeckungskapital (siehe § 1 Absatz 4).

Wertsicherungskonzept 
(3) Das Deckungskapital setzt sich aus dem Sicherungskapital und dem 
Anteildeckungskapital zusammen. Das Anteildeckungskapital besteht 
aus Anteilen an der IOK (siehe § 1 Absatz 5) und Anteilen an den ge-
wählten Investmentfonds.

Jeweils zum Ersten eines Monats werden das Deckungskapital sowie 
die zu diesem Zeitpunkt fälligen Beiträge sowie eventuelle Zuzahlungen 
nach § 4 Absatz 2 gemäß einem festgelegten Wertsicherungskonzept 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf die genannten 
Deckungskapitalien derart aufgeteilt, dass das garantierte Mindest-
kapital zum voraussichtlichen Rentenbeginn erbracht bzw. die an-
fallenden Verwaltungskosten gedeckt werden können. Die Aufteilung ist 
z.B. abhängig von der Höhe des Deckungskapitals, der verbleibenden 
Zeit bis zum voraussichtlichen Rentenbeginn und von den jeweiligen 
Kursentwicklungen der Anteileinheiten.

Bei der ersten Aufteilung zu Versicherungsbeginn wird der für das 
Anteildeckungskapital bestimmte Wert statt in den genannten Anteilen 
für einen Monat in einem geldmarktnahen Investmentfonds angelegt. 

Bei Wahl eines Garantieniveaus von 100%: 
Die Kursentwicklung der IOK kann dazu führen, dass Teile des Anteil-
deckungskapitals in das Sicherungskapital umgeschichtet werden, wenn 
dies erforderlich ist, um das garantierte Mindestkapital dauerhaft zu 
sichern oder um Verwaltungskosten zu decken.  

Bei Wahl eines Garantieniveaus von 25%: 
Die Kursentwicklung der IOK kann dazu führen, dass im Sicherungs-
kapital bzw. im Teildeckungskapital der IOK Kapital vorhanden ist, das 
nicht zur Sicherstellung des garantierten Mindestkapitals bzw. zur 
Deckung der Verwaltungskosten benötigt wird. Dieses Kapital wird in die 
Investmentfonds investiert. Umgekehrt werden Teile des Teildeckungs-
kapitals der IOK oder der Investmentfonds in das Sicherungskapital 
bzw. in das Teildeckungskapital der IOK umgeschichtet, wenn dies er-
forderlich ist, um das garantierte Mindestkapital dauerhaft zu sichern 
oder um Verwaltungskosten zu decken. 

Die Aufteilung erfolgt in der Form, dass die Summe aus dem Siche-
rungskapital zuzüglich der bis zum Monatsende anfallenden rechnungs-

mäßigen Zinsen und dem Wert des zum Monatsende mindestens 
erwarteten Anteildeckungskapitals bzw. Teildeckungskapitals der IOK  
mindestens dem Barwert des garantierten Mindestkapitals zum Ende 
des Monats entspricht. Dabei berücksichtigen wir nur bis dahin gezahlte 
Beiträge und vorhandene Erträge aus Lock-In sowie vorhandene 
Bonusbeiträge. Bei der Bestimmung des Barwerts werden zum Teil 
auch zukünftig aus dem Deckungskapital zu entnehmende Kosten 
berücksichtigt. 

Wurde das Kapital einmal dem Sicherungskapital zugeteilt, verbleibt es 
dort bis zum Beginn der Rentenzahlung. Eine Umschichtung in Teilde-
ckungskapitalien der IOK oder eines Investmentfonds kann insoweit 
nicht mehr erfolgen. 

Das Deckungskapital kann vollständig im Sicherungskapital, aber auch 
vollständig im Anteildeckungskapital investiert sein. 

Wertermittlung der im Anlagestock geführten Anteile 
(4) Der Geldwert der Ihrem Vertrag zugeordneten Anteile im Anlage-
stock ergibt sich durch Multiplikation der Anzahl der Anteile mit dem 
Wert eines Anteils. Der Wert eines Anteils richtet sich nach der Wert-
entwicklung der jeweils zugrundeliegenden Vermögenswerte. Dabei 
wird der von uns börsentäglich ermittelte Anteilswert zugrunde gelegt. 
Für die Bewertung ist der Börsentag maßgebend, der mit dem jeweili-
gen Zeitpunkt der Zuführung bzw. der Entnahme zusammenfällt oder 
ihm folgt.

(5) Soweit die Erträge aus den im Anlagestock enthaltenen Anteilen 
nicht ausgeschüttet werden, fließen sie unmittelbar der IOK bzw. den 
gewählten Investmentfonds zu und erhöhen damit den Wert der Anteile.

§ 4  Welche weiteren Wahlrechte haben Sie?

(1) Zu den genannten Zeitpunkten haben Sie folgende Wahlrechte:

Wahlrechte vor Beginn der Rentenzahlung 

Zuzahlung 
(2) Bei Verträgen gegen laufende Beitragszahlung können Sie während 
der vereinbarten Beitragszahlungsdauer bis zum Beginn der Abruf-
phase, längstens bis fünf Jahre vor dem voraussichtlichem Beginn der 
Rentenzahlung, zu jedem Monatsersten weitere Beiträge (Zuzahlungen) 
zahlen. Eine Zuzahlung darf die in unseren „Bestimmungen über Kosten 
und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ genannten Mindest– und 
Höchstbeträge nicht unter– bzw. überschreiten.

Zuzahlungen zu anderen Zeitpunkten oder außerhalb der genannten 
Beträge bedürfen einer gesonderten Vereinbarung mit uns. 

(3) Zuzahlungen erhöhen das garantierte Mindestkapital nach § 2 Ab-
satz 5. Die garantierte Mindestrente (siehe § 2 Absatz 4) berechnen wir 
nach einer Zuzahlung nach anerkannten Regeln der Versicherungs-
mathematik neu. Für diese Berechnung verwenden wir grundsätzlich die 
bei Vertragsabschluss zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen (siehe § 
2 Absatz 21).

Wir sind – um die dauernde Erfüllbarkeit der Leistungen zu sichern – 
jedoch berechtigt, die Rechnungsgrundlagen zugrunde zu legen, die 
zum Erhöhungszeitpunkt beim Neuabschluss von Versicherungen ver-
wendet werden, die derselben Versicherungsart wie Ihr Vertrag ange-
hören (berichtigte Rechnungsgrundlagen). Voraussetzung für die Ver-
wendung berichtigter Rechnungsgrundlagen ist, dass diese nach den 
jeweils gültigen aufsichtsrechtlichen Rechtsnormen und sonstigen 
Bestimmungen bzw. den offiziellen Stellungnahmen der Deutschen 
Aktuarvereinigung e. V. (DAV) die gebotenen Rechnungsgrundlagen bei 
entsprechenden Neuabschlüssen darstellen. Über die Einführung 
berichtigter Rechnungsgrundlagen werden wir Sie zusammen mit der 
Erhöhungsmitteilung informieren. Bereits erfolgte Erhöhungen der 
Leistungen durch Zuzahlungen bleiben von der Berichtigung der 
Rechnungsgrundlagen unberührt. 

Wenn Sie Zusatzversicherungen eingeschlossen haben, erhöht sich 
deren Leistung durch eine Zuzahlung nicht. 

Einschluss von Zusatzversicherungen 
(4) Sie können verlangen, dass wir in Ihren Vertrag

(5) eine Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung,
(6) eine Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherung,

NL428143599CJZW 26.07.2018 09:49:43 Online 18.2.0.0.103-2018-07-05 21:09 Antrag



Seite 7 von 21 Allgemeine Bedingungen - Bedingungsnummer 11 77 94 

• eine Unfalltod-Zusatzversicherung oder
• eine Risiko-Zusatzversicherung

einschließen, wenn wir eine solche zum jeweiligen Zeitpunkt anbieten. 

Der Einschluss hängt von einer Gesundheits- und Risikoprüfung ab. 

Voraussetzung für den Einschluss ist, dass uns der Antrag hierzu 
spätestens einen Monat vor dem gewünschten Einschlusstermin vor-
liegt. 

Für die eingeschlossene Zusatzversicherung gelten die im Zeitpunkt des 
Einschlusses gültigen Rechnungsgrundlagen, Tarife, Versicherungsbe-
dingungen und das dann maßgebliche rechnungsmäßige Alter der ver-
sicherten Person. 

Umwandlung in einen anderen Rentenversicherung-Tarif 
(5) Sie können einmalig verlangen, dass Ihr gesamter Vertrag in eine 
Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung der folgenden 
Tarife umgewandelt wird:

•

•

Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung mit oder 
ohne variable Mindestleistung Rente FlexVario Rentenversicherung 
mit aufgeschobener Rentenzahlung mit Min-destrente Rente 
Garant

Die Umwandlung ist jeweils zum Ersten eines Monats vor Beginn der 
Rentenzahlung möglich. Voraussetzung ist, dass wir solche Tarife zum 
gewünschten Zeitpunkt für den Neuzugang anbieten und uns der Antrag 
auf Umwandlung spätestens einen Monat vor dem gewünschten Termin 
vorliegt. Andernfalls erfolgt die Umwandlung erst am nächstfolgenden 
Monatsersten. 

Sie können die Umwandlung jedoch nicht verlangen, wenn Sie zuvor 
eine  

•

•

Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung mit oder 
ohne variable Mindestleistung Rente FlexVario oder 
Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung mit Min-
destrente Rente Garant

in diesen Vertrag umgewandelt haben. 

Bei der Umwandlung bleiben die bisherige Beitragshöhe, die Beitrags-
zahlungsweise und der voraussichtliche Rentenbeginn unverändert. 

Die Leistungen der neuen Rentenversicherung berechnen wir nach an-
erkannten Regeln der Versicherungsmathematik auf Basis des neuen 
Tarifs und der für Neuverträge gültigen Rechnungsgrundlagen sowie 
unter Anrechnung des zum Umwandlungstermin vorhandenen 
Deckungskapitals.  

Bei der Umwandlung können Sie den bisherigen Versicherungsschutz 
aus einer eingeschlossenen Berufsunfähigkeits- bzw. Erwerbsunfähig-
keits-Zusatzversicherung ohne erneute Gesundheitsprüfung weiter auf-
rechterhalten. Die Beitragshöhe für die Zusatzversicherung berechnen 
wir auf Basis des neuen Tarifs und der für Neuverträge gültigen Rech-
nungsgrundlagen, unter Anrechnung des zum Umwandlungstermin vor-
handenen Deckungskapitals , des zum Umwandlungstermin erreichten 
rechnungsmäßigen Alters der versicherten Person, der restlichen 
Beitragszahlungsdauer und unserer Annahmeentscheidung bei der 
ursprünglichen Versicherung. 

Nach erfolgter Umwandlung ist keine weitere Umwandlung mehr 
möglich. 

(6) Ab der Umwandlung gelten die Allgemeinen und Besonderen Be-
dingungen für den neuen Tarif. Bei Vertragsabschluss vereinbarte be-
sondere vertragliche Vereinbarungen und Erklärungen bleiben weiter 
gültig.

Teilkapitalentnahme 
(7) Sie können vor Beginn der Rentenzahlung zum Ersten eines 
Monats eine Teilkapitalentnahme verlangen, wenn die versicherte Per-
son diesen Termin erlebt.
Voraussetzung ist, dass uns der Antrag auf Teilkapitalentnahme spä-
testens einen Monat vor dem gewünschten Termin vorliegt. Anderenfalls 
erfolgt die Teilkapitalentnahme am nächstfolgenden Monatsersten.

Die Teilkapitalentnahme erbringen wir auf Basis des Werts des 
Deckungskapitals. Maßgebend für die Wertermittlung der Anteile ist der 
Börsentag, der dem 15. des Monats vor dem Auszahlungstermin der 
Teilkapitalentnahme vorausgeht. Maßgebend für die Feststellung der 
Anzahl der Anteile ist der Auszahlungstermin. 

Den Entnahmebetrag entnehmen wir dem zum Auszahlungstermin vor-
handenen Deckungskapital. Im Falle einer Teilkapitalentnahme ver-
ringert sich das garantierte Mindestkapital (siehe § 2 Absatz 5) anteilig 
nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik; Gleiches gilt 
für die mindestens zu zahlende Todesfallleistung (siehe § 2 Absatz 17). 
Die garantierte Mindestrente (siehe § 2 Absatz 4) berechnen wir nach 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik neu.  

Wenn die vereinbarte Beitragszahlungsdauer zum Zeitpunkt der Teilka-
pitalentnahme noch nicht abgelaufen ist, müssen Sie nach der 
Entnahme die Beiträge in unveränderter Höhe zahlen. 

Eine Teilkapitalentnahme können Sie nur verlangen, wenn sowohl der 
Entnahmebetrag als auch der verbleibende Wert des Deckungskapitals 
jeweils den Mindestbetrag nach unseren "Bestimmungen über Kosten 
und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ erreichen. 

Nach einer Teilkapitalentnahme informieren wir Sie über die Höhe der 
herabgesetzten Leistung in einem Nachtrag zum Versicherungsschein. 

Einschluss und Änderung planmäßiger Beitragserhöhung 
(8) Sie können einmalig zum Beginn eines Versicherungsjahres ver-
langen, dass bei Ihrem Vertrag

(9) eine planmäßige Erhöhung des Beitrags eingeschlossen oder
(10) der vereinbarte Prozentsatz einer vorhandenen planmäßigen Erhö-
hung des Beitrags erhöht wird.

Sie können zum Beginn eines Versicherungsjahres verlangen, dass der 
vereinbarte Prozentsatz einer vorhandenen planmäßigen Erhöhung des 
Beitrags verringert wird. 

Wenn Sie eine Zusatzversicherung eingeschlossen haben, hängen der 
Einschluss einer planmäßigen Erhöhung und die Erhöhung des ver-
einbarten Prozentsatzes einer vorhandenen planmäßigen Erhöhung des 
Beitrags von einer Gesundheitsprüfung ab. 

(9) Nähere Informationen zur planmäßigen Beitragserhöhung erhalten 
Sie in den Besonderen Bedingungen für die Rentenversicherung mit 
aufgeschobener Rentenzahlung mit Indexorientierung Rente 
WachstumGarant mit planmäßiger Erhöhung der Beiträge und 
Leistungen.

Außerplanmäßige Beitragserhöhung 
(10) Sie können bis spätestens fünf Jahre vor dem frühestmöglichen 
Beginn der Rentenzahlung (siehe § 2 Absatz 11) zum nächsten Fällig-
keitstermin verlangen, dass der Beitrag für Ihre Rentenversicherung mit 
aufgeschobener Rentenzahlung mit Indexorientierung Rente 
WachstumGarant und für eine Beitragsbefreiung im Rahmen einer 
eingeschlossenen Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeits-Zusatz-
versicherung um bis zu 20 Prozent des Vorjahresbeitrags erhöht wird, 
höchstens jedoch auf einen Jahresbeitrag von 3.000,00 Euro.

In den ersten fünf Jahren ab Versicherungsbeginn können Sie Ihren Bei-
trag auch um über 20 Prozent des Vorjahresbeitrags erhöhen. Voraus-
setzung hierfür ist jedoch, dass der Erstbeitrag noch 10 Prozent des 
erhöhten Beitrags ausmacht. Der erhöhte Jahresbeitrag darf 3.000,00 
Euro nicht übersteigen. 

(11) Wenn Sie Ihren Vertrag als Rückdeckungsversicherung im Rah-
men einer betrieblichen Altersversorgung abgeschlossen haben, 
können Sie anlässlich einer Anpassung Ihrer betrieblichen Versorgungs-
zusage bis spätestens fünf Jahre vor dem frühestmöglichen Beginn der 
Rentenzahlung (siehe § 2 Absatz 11) zum nächsten Fälligkeitstermin 
verlangen, dass der Beitrag für Ihre Rentenversicherung und für eine 
Beitragsbefreiung im Rahmen einer eingeschlossenen Berufsunfähig-
keits- oder Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherung bis zu einem Ja-
hresbeitrag von 6.000,00 Euro erhöht wird.

Bei einem Jahresbeitrag von mehr als 6.000,00 Euro können Sie Ihren 
Beitrag um 20 Prozent des Vorjahresbeitrags erhöhen. Der erhöhte 
Jahresbeitrag darf 12.000,00 Euro nicht übersteigen. 
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(12) Wenn Sie eine planmäßige Erhöhung des Beitrags eingeschlossen 
haben, wird der dabei vereinbarte Prozentsatz bei der maximalen 
außerplanmäßigen Erhöhung nach Absatz 13 bzw. 14 in Abzug ge-
bracht.

(13) Außerplanmäßige Beitragserhöhungen erhöhen das garantierte 
Mindestkapital nach § 2 Absatz 5 und die Leistung aus der Beitrags-
befreiung im Rahmen einer eingeschlossenen Berufsunfähigkeits- oder 
Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherung. Die garantierte Mindestrente
(§ 2 Absatz 4) berechnen wir nach Beitragserhöhung nach anerkannten 
Regeln der Versicherungsmathematik neu.

Für diese Berechnung verwenden wir grundsätzlich die bei Vertrags-
schluss zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen (siehe § 2 Absatz 
21). Wir sind – um die dauernde Erfüllbarkeit der Leistungen zu sichern – 
jedoch berechtigt, die Rechnungsgrundlagen zugrunde zu legen, die 
zum Erhöhungszeitpunkt beim Neuabschluss von Versicherungen ver-
wendet werden, die derselben Versicherungsart wie Ihr Vertrag an-
gehören (berichtigte Rechnungsgrundlagen). Voraussetzung für die Ver-
wendung berichtigter Rechnungsgrundlagen ist, dass diese nach den je-
weils gültigen aufsichtsrechtlichen Rechtsnormen und sonstigen Be-
stimmungen bzw. den offiziellen Stellungnahmen der Deutschen Aktuar-
vereinigung e. V. (DAV) die gebotenen Rechnungsgrundlagen bei ent-
sprechenden Neuabschlüssen darstellen. Über die Einführung be-
richtigter Rechnungsgrundlagen werden wir Sie zusammen mit der Er-
höhungsmitteilung informieren. Bereits erfolgte Erhöhungen der Leistun-
gen durch außerplanmäßige Beitragserhöhung bleiben von der Berich-
tigung der Rechnungsgrundlagen unberührt.

(14) Mit Ausnahme der Beitragsbefreiung im Rahmen einer einge-
schlossenen Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeits-Zusatzver-
sicherung bewirkt eine außerplanmäßige Beitragserhöhung keine Er-
höhung von Beiträgen und Leistungen aus eingeschlossenen Zusatzver-
sicherungen – z. B. der Rente aus einer Berufsunfähigkeits- oder Er-
werbsunfähigkeits-Zusatzversicherung.

Wahlrechte zum Beginn der Rentenzahlung 

Änderung, Einschluss oder Ausschluss bezüglich der Leistung für 
den Todesfall 
(15) Zum Beginn der Rentenzahlung können Sie verlangen, dass 

• für den Todesfall ein Kapital vereinbart wird (siehe § 2 Absatz 18) 
oder

• ein für den Todesfall vereinbartes Kapital im Rahmen der tariflichen 
Bestimmungen erhöht oder verringert wird oder

• ein für den Todesfall vereinbartes Kapital ausgeschlossen wird.

Voraussetzung für die Änderung ist, dass uns der Antrag hierzu 
spätestens zwei Monate vor dem Beginn der Rentenzahlung vorliegt. 

Einschluss einer Hinterbliebenenrenten–Zusatzversicherung 
(16) Sie können zum Beginn der Rentenzahlung verlangen, dass zum 
Fälligkeitstermin der ersten Rente (Einschlusstermin) eine Hinterblie-
benenrenten-Zusatzversicherung für eine namentlich zu nennende mit-
versicherte Person eingeschlossen wird, sofern keine Todesfallleistung 
nach Rentenbeginn vereinbart war oder Sie eine bestehende aus-
schließen.

Voraussetzung für die Änderung ist, dass uns der Antrag hierzu 
spätestens zwei Monate vor dem Beginn der Rentenzahlung vorliegt. 

Sollte die mitversicherte Person vor dem Einschlusstermin sterben, gilt 
das Recht auf Einschluss der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversiche-
rung als nicht ausgeübt. 

Haben Sie den Einschluss einer Hinterbliebenenrenten-Zusatzversiche-
rung verlangt, können Sie die Rentenzahlung vor dem gewählten Ein-
schlusstermin nicht mehr abrufen. Dies gilt nicht, wenn Sie Ihre Ent-
scheidung für den Einschluss widerrufen. 

Wenn Sie zum Beginn der Rentenzahlung eine Hinterbliebenenrenten-
Zusatzversicherung einschließen, müssen Sie für diese keinen geson-
derten Beitrag zahlen. Stattdessen berücksichtigen wir den Einschluss 
bei der Berechnung der versicherten Leistungen. Hierdurch vermindern 
sich die garantierte Mindestrente (§ 2 Absatz 4) und die nach § 2 Ab-
satz 1 zu zahlende Rente. 

Die neuen Leistungen berechnen wir nach anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik unter Berücksichtigung des zum Einschluss-

termin erreichten rechnungsmäßigen Alters der versicherten Person(en) 
sowie den bei Einschluss gültigen Rechnungsgrundlagen und Tarifen. 
Die Rente aus der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung darf die 
verbleibende Rente nicht überschreiten. Außerdem müssen beide 
Renten den Mindestbetrag, der in unseren "Bestimmungen über Kosten 
und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ festgelegt ist, erreichen. 
Andernfalls ist der Einschluss einer Hinterbliebenenrenten-Zusatzver-
sicherung nicht möglich. Wenn die mitversicherte Person nach Beginn 
der Hinterbliebenenrentenzahlung stirbt, erbringen wir keine weiteren 
Leistungen und die Versicherung endet. 

Teilkapitalauszahlung 
- gilt nicht für eine Rückdeckungsversicherung im Rahmen der 
betrieblichen Altersversorgung
(17) Sie können zum Beginn der Rentenzahlung eine teilweise Kapital-
leistung (Teilkapitalauszahlung) verlangen, wenn die versicherte Person 
diesen Termin erlebt. Dies gilt nicht, wenn Sie den Vertrag als Rück-
deckungsversicherung im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung 
abgeschlossen haben.

Voraussetzung ist, dass uns der Antrag auf Teilkapitalauszahlung 
spätestens zwei Monate vor dem Beginn der Rentenzahlung vorliegt.  

Die Teilkapitalauszahlung erbringen wir auf Basis des Wertes des 
Deckungskapitals (siehe § 1 Absatz 4). Maßgeblich für die Werter-
mittlung der Anteile ist der Börsentag, der dem 15. des Monats vor Teil-
kapitalauszahlung vorausgeht. Maßgebend für die Feststellung der 
Anzahl der Anteile ist der Termin der Teilkapitalauszahlung. 

Die Teilkapitalauszahlung erfolgt aus dem Deckungskapital. Die garan-
tierte Mindestrente (siehe § 2 Absatz 5) berechnen wir nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik neu. Über die Höhe der 
herabgesetzten Rente informieren wir Sie.  

Im Falle einer Teilkapitalauszahlung können wir ein Deckungskapital in 
Höhe des vereinbarten Prozentsatzes der bis dahin gezahlten Beiträge 
nicht garantieren. 

Sie können eine Teilkapitalauszahlung nur verlangen, wenn sowohl die 
Teilkapitalauszahlung als auch das verbleibende Deckungskapital und 
die herabgesetzte Rente jeweils den Mindestbetrag nach unseren „Be-
stimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ 
erreichen. 

Vereinbarung einer alternativen Rentenphase 
(18) Sie können zum Beginn der Rentenzahlung verlangen, dass der 
Vertrag auch während der Rentenphase kapitalmarktorientiert oder in 
einer anderen alternativen Rentenphase fortgeführt wird, sofern wir 
diese bei Beginn der Rentenzahlung anbieten. Die Rente berechnen wir 
dann nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik aus dem 
gesamten zu Beginn der Rentenzahlung vorhandenen Kapital neu.

Voraussetzung ist, dass uns der Antrag hierzu spätestens zwei Monate 
vor dem Beginn der Rentenzahlung vorliegt. 

Wahlrechte nach Beginn der Rentenzahlung 

Teilkapitalentnahme 
(19) Wenn Sie mit uns eine Leistung für den Tod nach Beginn der Ren-
tenzahlung nach § 2 Absatz 18 vereinbart haben, können Sie ab dem 
Beginn des fünften Rentenbezugsjahres jederzeit zu einem Fälligkeits-
termin der Rentenzahlung verlangen, dass wir einen Teil des Deckungs-
kapitals zahlen (Teilkapitalentnahme). Eine Teilkapitalentnahme können 
Sie jedoch längstens bis zum Beginn des Rentenbezugsjahres ver-
langen, in dem im Todesfall letztmalig eine Todesfallleistung erfolgt.

Voraussetzung für die Teilkapitalentnahme ist, dass uns der Antrag hier-
zu spätestens zwei Monate vor dem gewünschten Termin der Kapital-
entnahme vorliegt. 

Sie können eine Teilkapitalentnahme nur innerhalb der in unseren „Be-
stimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ 
genannten Grenzen verlangen. Der Höchstentnahmebetrag entspricht 
dem – auf das Deckungskapital beschränkten – für den Todesfall ver-
einbarten Kapital unter Abzug der bereits gezahlten Renten. 

(20) Von dem Kapitalentnahmebetrag nehmen wir einen Abzug in Höhe 
von 2 Prozent vor.
Der Abzug erhöht sich auf 4,5 Prozent, wenn der Referenzzins (Ab-
satz 21) um mindestens 0,5 Prozentpunkte höher liegt als dessen 
durchschnittlicher Wert der jeweils letzten zehn Kalenderjahre.
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(21) Der Referenzzins entspricht dem Null-Kupon-Euro-Zinsswapsatz 
mit einer Laufzeit von zehn Jahren, der von der Deutschen Bundesbank 
monatlich veröffentlicht wird.
Wenn dieser Referenzzins nicht mehr veröffentlicht werden sollte, ver-
wenden wir als maßgeblichen neuen Referenzzins fortan den Zinssatz, 
den die Bundesbank stattdessen veröffentlicht. Wird ein solcher nicht 
veröffentlicht, legen wir einen Ersatzreferenzzins fest. Diesen wählen wir 
so, dass er nach unserer Einschätzung dem Null-Kupon-Euro-Zins-
swapsatz mit einer Laufzeit von zehn Jahren weitgehend entspricht.

(22) Nach einer Teilkapitalentnahme berechnen wir die Rente und die 
Todesfallleistung nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathe-
matik aus dem Ihrem Vertrag noch verbleibenden Kapital zum Teil-
kapitalentnahmezeitpunkt neu. Die erste neu berechnete Rente zahlen 
wir zum Zeitpunkt der Teilkapitalentnahme.

§ 5 Wann können Sie Ihren Vertrag an Ihren
persönlichen Bedarf anpassen? 

Erhöhung des Versicherungsschutzes (persönliches Anpassungs-
recht) – gilt nicht für eine Rückdeckungsversicherung im Rahmen 
der betrieblichen Altersversorgung 
(1) Sie können den Versicherungsschutz zu Ihrem Vertrag, der nicht als 
Rückdeckungsversicherung im Rahmen einer betrieblichen Altersver-
sorgung abgeschlossen wurde, ohne erneute Prüfung der Gesundheits- 
und sonstigen Risikoverhältnisse (Gesundheitsprüfung) erhöhen. Die 
Erhöhung ist nach Eintritt folgender Lebensereignisse bei der ver-
sicherten Person - das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung abge-
schlossen ist - möglich:

- Heirat bzw. Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft,
- Ehescheidung bzw. Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft,
- Geburt eines Kindes oder Adoption eines minderjährigen Kindes,
- Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit nach Abschluss einer staatlich 
anerkannten beruflichen oder akademischen Ausbildung,
- Wechsel in eine selbständige Tätigkeit als Hauptberuf,
- Wegfall der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bei Handwerkern und Selbständigen,
- erstmalige Überschreitung der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung durch das Bruttojahresarbeitsein-
kommen aus nichtselbständiger Tätigkeit,
- Erhöhung des Bruttojahresarbeitseinkommens bei nichtselbstän-
diger Tätigkeit um mindestens 10 Prozent innerhalb eines Jahres,
-  bei Selbständigen eine nachhaltige Steigerung des Gewinns vor
Steuern um mindestens 10 Prozent jährlich in den letzten 
drei Jahren,
- Aufnahme eines Darlehens zur Finanzierung einer selbst bewohnten 
Immobilie (Kaufpreis mindestens 50.000,00 Euro),
- Kürzung der gesetzlichen Rentenanwartschaften durch Gesetz,
- Wegfall oder Kürzung einer berufsbedingten, insbesondere berufs-
ständischen oder betrieblichen Altersversorgung.

Sie müssen die Erhöhung innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt 
des Ereignisses unter Vorlage eines entsprechenden Nachweises in 
Textform - z.B. Papierform oder E-Mail - beantragen. Ansonsten ist gege-
benenfalls eine Gesundheitsprüfung erforderlich. 

Wenn mehrere Verträge mit persönlichem Anpassungsrecht auf das 
Leben der versicherten Person bestehen, können Sie nur einen Vertrag 
erhöhen. Diesen müssen Sie bei der ersten Erhöhung benennen. Die 
übrigen Verträge können Sie dann nicht erhöhen. 

(2) Die Erhöhung des ursprünglichen Vertrags erfolgt durch einen 
zusätzlichen, neuen Vertrag. Für diesen gelten die dann gültigen Rech-
nungsgrundlagen, Tarife, Versicherungsbedingungen und das dann 
maßgebliche rechnungsmäßige Alter der versicherten Person. Die Ren-
tenzahlung des neuen Vertrags darf nicht später als 11 Monate nach 
Rentenbeginn des ursprünglichen Vertrags beginnen.

(3) Wenn nichts anderes vereinbart wird, gelten für den zusätzlichen, 
neuen Vertrag die vertraglichen Vereinbarungen und Erklärungen ein-
schließlich des Bezugsrechts sowie die Annahmeentscheidung des ur-
sprünglichen Vertrags. Bei dem ursprünglichen Vertrag eingeschlossene 
Zusatzversicherungen werden nicht erhöht.

(4) Die Rente des zusätzlichen neuen Vertrags darf die Mindestrente 
des dann gültigen Tarifs nicht unterschreiten.

(5) Ihr Recht auf Erhöhung endet, wenn

• die versicherte Person das 50. Lebensjahr vollendet hat,
• die restliche Aufschubdauer des ursprünglichen Vertrags 12 Jahre 

unterschreitet,
• der ursprüngliche Vertrag beitragsfrei gestellt wird oder
• bei dem ursprünglichen Vertrag mit vereinbarter Berufsunfähig-

keits- bzw. Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherung Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist. Nach Eintritt der Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit noch durchgeführte Erhöhungen entfallen rück-
wirkend.

§ 6  Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? 

(1) Ihr Vertrag ist an der Wertentwicklung des Anlagestocks unmittelbar 
beteiligt (siehe § 1 Absatz 1). Darüber hinaus ist Ihr Vertrag grund-
sätzlich überschussberechtigt. Umfang und Bemessungsgrundlagen der 
Überschussbeteiligung richten sich nach der jeweils zum Zeitpunkt einer 
Zuteilung geltenden Fassung der maßgeblichen gesetzlichen Re-
gelungen, derzeit § 153 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG). Die 
Überschussbeteiligung umfasst nach der derzeitigen Fassung des § 153 
VVG eine Beteiligung an den Überschüssen und an den Bewer-
tungsreserven. Die Überschüsse und die Bewertungsreserven ermitteln 
wir nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches und veröffentlichen 
sie jährlich im Geschäftsbericht. Die Überschussbeteiligung kann auch 
null Euro betragen (Absatz 4).

Wir erläutern Ihnen, 

• wie wir die Überschussbeteiligung für die Versicherungsnehmer in 
ihrer Gesamtheit ermitteln (Absatz 2)

• wie die Überschussbeteiligung Ihres konkreten Vertrags erfolgt (Ab-
satz 3) und

• warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantieren 
können und diese auch null Euro sein kann (Absatz 4).

(2) Wie ermitteln wir die Überschussbeteiligung für die Versiche-
rungsnehmer in ihrer Gesamtheit?
Dazu erklären wir Ihnen
(3) aus welchen Quellen die Überschüsse stammen (a)
(4) wie wir mit diesen Überschüssen verfahren (b) und
(5) wie Bewertungsreserven entstehen und wir diese zuordnen (c).

Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihres Vertrags an 
den Überschüssen ergeben sich hieraus noch nicht. 

(a) Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen entstehen:
• den Kapitalerträgen (aa),
• dem Risikoergebnis (bb) und
• dem übrigen Ergebnis (cc).

Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit an 
diesen Überschüssen; dabei beachten wir die Verordnung über die 
Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversicherung (Mindest-
zuführungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung. 

(aa)  Kapitalerträge 
Von den Nettoerträgen der nach dieser Verordnung maßgeblichen 
Kapitalanlagen erhalten die Versicherungsnehmer insgesamt min-
destens den dort genannten prozentualen Anteil. In der derzeitigen 
Fassung der Mindestzuführungsverordnung sind grundsätzlich 
90 Prozent vorgeschrieben. Aus diesem Betrag werden zunächst 
die Mittel entnommen, die für die garantierte Leistung benötigt 
werden. Die verbleibenden Mittel verwenden wir für die Über-
schussbeteiligung der Versicherungsnehmer. 

(bb)  Risikoergebnis 
Weitere Überschüsse entstehen insbesondere, wenn die tat-
sächliche Lebensdauer der Versicherten kürzer ist, als die bei der 
Tarifkalkulation zugrunde gelegte. In diesem Fall müssen wir 
weniger Renten als ursprünglich angenommen zahlen und können 
daher die Versicherungsnehmer an dem entstehenden Risiko-
ergebnis beteiligen. An diesen Überschüssen werden die Versiche-
rungsnehmer nach der derzeitigen Fassung der Mindestzufüh-
rungsverordnung grundsätzlich zu mindestens 90 Prozent beteiligt. 

(cc) Übriges Ergebnis
Am übrigen Ergebnis werden die Versicherungsnehmer nach der 
derzeitigen Fassung der Mindestzuführungsverordnung grundsätz-
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lich zu mindestens 50 Prozent beteiligt. Überschüsse aus 
dem übrigen Ergebnis können beispielsweise entstehen, wenn 

• die Kosten niedriger sind, als bei der Tarifkalkulation ange-
nommen,

• wir andere Einnahmen als aus dem Versicherungsgeschäft 
haben, z. B. Erträge aus Dienstleistungen, die wir für andere 
Unternehmen erbringen.

(b) Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden Überschüsse 
führen wir der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu oder 
schreiben sie unmittelbar den überschussberechtigten Verträgen gut 
(Direktgutschrift).
Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dient dazu, Schwankun-
gen der Überschüsse auszugleichen. Sie darf grundsätzlich nur für 
die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwendet 
werden. Nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde können wir hiervon nach § 140 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) abweichen. Dies dürfen wir, soweit die Rückstellung 
für Beitragsrückerstattung nicht auf bereits festgelegte Überschuss-
anteile entfällt. Nach der derzeitigen Fassung des § 140 VAG können 
wir im Interesse der Versicherten die Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung heranziehen:

• zur Abwendung eines drohenden Notstandes,
• um unvorhersehbare Verluste aus den überschussberechtigten 

Verträgen auszugleichen, die auf allgemeine Änderungen der Ver-
hältnisse zurückzuführen sind, oder

• um die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rechnungs-
grundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur 
vorübergehenden Änderung der Verhältnisse angepasst werden 
müssen.
Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung danach zum 
Verlustausgleich oder zur Erhöhung der Deckungsrückstellung 
heranziehen, belasten wir die Versichertenbestände verursachungs-
orientiert.

(c) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapital-
anlagen, die für künftige Leistungen vorgesehen sind, über dem Wert 
liegt, mit dem die Kapitalanlagen im Geschäftsbericht ausgewiesen 
sind. Die Höhe der Bewertungsreserven ermitteln wir jährlich neu, zu-
sätzlich auch für den Zeitpunkt der Beendigung eines Vertrags vor 
Rentenbeginn, für den Beginn einer Rentenzahlung sowie während 
einer Rentenzahlung jeweils für das Ende eines Versicherungsjahres. 
Die Bewertungsreserven, die nach gesetzlichen und aufsichtsrecht-
lichen Vorschriften für die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen 
sind, ordnen wir den Verträgen anteilig rechnerisch zu (siehe Absatz 
3 a).

(3) Wie erfolgt die Überschussbeteiligung Ihres Vertrags?
(a) Wir haben gleichartige Versicherungen (zum Beispiel Rentenver-
sicherung, Risikoversicherung) zu Abrechnungsverbänden zu-
sammengefasst und teilweise nach engeren Gleichartigkeitskriterien 
innerhalb der Abrechnungsverbände Untergruppen (Überschuss-
verbände) gebildet. Abrechnungsverbände bilden wir, um die Unter-
schiede bei den versicherten Risiken zu berücksichtigen. Die Über-
schüsse verteilen wir auf die einzelnen Abrechnungs- und Über-
schussverbände nach einem verursachungsorientierten Verfahren 
und zwar in dem Maß, wie die Abrechnungs- und Überschussver-
bände zur Entstehung von Überschüssen beigetragen haben.

Ihr Vertrag erhält Anteile an den Überschüssen desjenigen 
Abrech-nungs- und Überschussverbands, die in Ihrem 
Versicherungsschein genannt sind. Wenn bei der Ermittlung der 
lebenslangen Rente nach § 2 Absatz 2 andere 
Rechnungsgrundlagen als bei der Berechnung der garantierten 
Mindestrente nach § 2 Absatz 4 zur Anwendung kommen, ordnen 
wir Ihren Vertrag dem für Neuabschlüsse vergleich-barer 
Rentenversicherungen (siehe § 2 Abs. 3) entsprechenden 
Überschussverband zu. Diesen teilen wir Ihnen mit Beginn der Ren-
tenzahlung mit.

Die Mittel für die Überschussanteile werden bei der Direktgutschrift zu 
Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, ansonsten 
der Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen. Die Höhe 
der Überschussanteilsätze legen wir jedes Jahr fest. Wir veröffent-
lichen die Überschussanteilsätze in unserem Geschäftsbericht. 
Diesen können Sie auf unserer Homepage einsehen. 

Haben ein Abrechnungs- und Überschussverband nicht zur Entste-
hung von Überschüssen beigetragen, bekommen sie keine Über-
schüsse zugewiesen. 

(b) Bei Beendigung des Vertrags durch Tod, Kündigung oder bei 
Erleben des Beginns der Rentenzahlung gilt Folgendes: Wir teilen 
Ihrem Vertrag dann den für diesen Zeitpunkt zugeordneten Anteil an 
den Bewertungsreserven entsprechend den jeweils geltenden gesetz-
lichen (§ 153 VVG) und aufsichtsrechtlichen Regelungen zu. Auch 
während des Rentenbezuges werden wir Sie entsprechend an den 
Bewertungsreserven beteiligen. Gesetzliche und aufsichtsrechtliche 
Regelungen können dazu führen, dass die Beteiligung an den 
Bewertungsreserven ganz oder teilweise entfällt.
(c) Die für die Überschussbeteiligung geltenden Berechnungsgrund-
sätze sind in den „Bestimmungen zur Überschussbeteiligung nach § 6 
Absatz 3“ enthalten. Diese Bestimmungen sind Bestandteil dieser Be-
dingungen.

(4) Warum können wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht 
garantieren?
Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab, die 
nicht vorhersehbar und von uns nur begrenzt beeinflussbar sind. 
Wichtigster Einflussfaktor ist die Entwicklung des Kapitalmarkts. Aber 
auch die Entwicklung des versicherten Risikos und der Kosten sind von 
Bedeutung. Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also 
nicht garantiert werden und kann sogar null Euro betragen. Über die 
Entwicklung Ihrer Überschussbeteiligung werden wir Sie jährlich unter-
richten.

§ 7  Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?  

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Vertrag mit uns 
abge-schlossen haben. Jedoch besteht vor dem im 
Versicherungsschein an-gegebenen Versicherungsbeginn kein 
Versicherungsschutz. Ihr Ver-sicherungsschutz beginnt um 12 Uhr 
mittags an dem im Versiche-rungsschein genannten Tag. 
Allerdings kann unsere Leistungspflicht entfallen, wenn Sie den 
Beitrag nicht rechtzeitig zahlen (siehe § 15 Absätze 2 und 3 und § 16 
Absatz 2). 

§ 8  Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, Unruhen,
Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von 
ABC–Waffen/–Stoffen? 

(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf welcher Ursache 
der Versicherungsfall beruht. Wir leisten auch dann, wenn die versicher-
te Person - das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist - in 
Ausübung des Polizei- oder Wehrdienstes oder bei inneren Unruhen 
gestorben ist.

(2) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zu-
sammenhang mit kriegerischen Ereignissen, ist unsere Leistung ein-
geschränkt. In diesem Fall vermindert sich eine für den Todesfall ver-
einbarte Kapitalleistung auf den für den Todestag berechneten Rück-
kaufswert (siehe § 17 Absätze 4 bis 7), ohne den dort vorgesehenen 
Abzug und unter Berücksichtigung der Abschlusskosten in voller Höhe.

Maßgeblich bei der Ermittlung des Rückkaufswerts ist für die Anteile der 
IOK und der gewählten Investmentfonds der letzte Börsentag vor dem 
15. des Monats des Todesfalls. Wenn uns die Meldung des Todesfalls 
erst nach diesem Zeitpunkt zugeht, ist der nächste Börsentag nach 
Eingang der Meldung maßgeblich. Für die Feststellung der Anzahl der 
Anteile der IOK und der gewählten Investmentfonds ist der Todestag 
maßgeblich. § 17 Absatz 6 gilt entsprechend.

Unsere Leistungen vermindern sich nicht, wenn die versicherte Person 
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen 
Ereignissen stirbt, denen sie während eines Aufenthaltes außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv 
beteiligt war. 

In folgenden Fällen vermindern sich unsere Leistungen auf die in 
Absatz 2 Satz 2 genannte Leistung: Die versicherte Person stirbt in un-
mittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit

• dem vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder 
che-mischen Waffen oder
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• dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von 
radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen.

Der Einsatz bzw. das Freisetzen muss dabei darauf gerichtet gewesen 
sein, das Leben einer Vielzahl von Personen zu gefährden. 
Unsere Leistungen vermindern sich nicht, wenn die versicherte Person in 
unmit-telbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen 
Ereignis-sen stirbt, denen sie während eines Aufenthaltes außerhalb der 
Bundes-republik Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv 
beteiligt war. 

§ 9  Was gilt bei Selbsttötung der versicherten
Person? 

(1) Bei vorsätzlicher Selbsttötung erbringen wir eine für den Todesfall 
vereinbarte Leistung, wenn seit Abschluss des Vertrags drei Jahre 
vergangen sind.

(2) Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der Dreijahresfrist besteht 
kein Versicherungsschutz. In diesem Fall zahlen wir den für den Todes-
tag berechneten Rückkaufswert Ihres Vertrags (siehe § 17 Absätze 4 
bis 7), ohne den dort vorgesehenen Abzug und unter Berücksichtigung 
der Abschlusskosten in voller Höhe.

Maßgeblich bei der Ermittlung des Rückkaufswerts ist für die Anteile der 
IOK und der gewählten Investmentfonds der letzte Börsentag vor dem 
15. des Monats des Todesfalls. Geht uns die Meldung des Todesfalls 
erst nach diesem Zeitpunkt zu, ist der nächste Börsentag nach Eingang 
der Meldung maßgeblich. Für die Feststellung der Anzahl der Anteile an 
der IOK und  der gewählten Investmentfonds als Basis für deren Wert ist 
der Todestag maßgeblich. § 17 Absatz 6 gilt entsprechend.

Wenn uns nachgewiesen wird, dass sich die versicherte Person - das ist 
die Person, auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist - in einem die 
freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit selbst getötet hat, besteht Versicherungsschutz. 

(3) Wenn unsere Leistungspflicht durch eine Änderung des Vertrags 
erweitert wird oder der Vertrag nach § 18 Absatz 5 wiederhergestellt 
wird, beginnt die Dreijahresfrist bezüglich des geänderten oder wieder-
hergestellten Teils neu.

§ 10  Was bedeutet die vorvertragliche Anzeige-
pflicht, und welche Folgen hat ihre Verletzung? 

Vorvertragliche Anzeigepflicht 
(1) Bei Einschluss einer Zusatzversicherung sind Sie bis zur Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheb-
lichen Umstände, nach denen wir in Textform - z. B. Papierform oder E-Mail 
– gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Gefahr-
erheblich sind die Umstände, die für unsere Entscheidung, die Zusatz-
versicherung überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, 
erheblich sind.

Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrerheblichen 
Um-ständen, die wir Ihnen nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertrags-annahme in Textform stellen. 

(2) Soll das Leben einer anderen Person versichert werden, ist auch 
diese – neben Ihnen – zu wahrheitsgemäßer und vollständiger Beant-
wortung der Fragen verpflichtet.

(3) Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrerheblichen Um-
ständen für Sie beantwortet und wenn diese Person den gefahrerheb-
lichen Umstand kennt oder arglistig handelt, werden Sie so behandelt, 
als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder arglistig gehandelt.

Rechtsfolgen der Anzeigepflichtverletzung 
(4) Nachfolgend informieren wir Sie, unter welchen Voraussetzungen 
wir bei einer Verletzung der Anzeigepflicht

(5) von der Zusatzversicherung zurücktreten,
(6) die Zusatzversicherung kündigen,
(7) die Zusatzversicherung ändern oder
(8) die Zusatzversicherung wegen arglistiger Täuschung anfechten

können. 

Rücktritt 
(5) Wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird, können wir 
von der Zusatzversicherung zurücktreten. Das Rücktrittsrecht besteht 
nicht, wenn weder eine vorsätzliche noch eine grob fahrlässige Anzeige-
pflichtverletzung vorliegt. Selbst wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig 
verletzt wird, haben wir trotzdem kein Rücktrittsrecht, falls wir die 
Zusatzversicherung – möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B. 
höherer Beitrag) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten gefahr-
erheblichen Umstände geschlossen hätten.

(6) Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen Versicherungsschutz aus 
der Zusatzversicherung. Wenn wir nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurücktreten, bleibt unsere Leistungspflicht aus der Zusatzversicherung 
unter folgender Voraussetzung trotzdem bestehen: Die Verletzung der 
Anzeigepflicht bezieht sich auf einen gefahrerheblichen Umstand, der

(7) weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
(8) noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich
war. 

Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch auch im vorstehend genannten 
Fall, wenn die Anzeigepflicht arglistig verletzt worden ist. 

(7) Wenn die Zusatzversicherung durch Rücktritt aufgehoben wird, 
zahlen wir deren Rückkaufswert nach § 17 Absätze 4 bis 7 ohne den 
dort genannten Abzug und unter Berücksichtigung der Abschlusskosten 
in voller Höhe. Darüber hinaus zahlen wir den Teil des laufenden Bei-
trags für die Zusatzversicherung zurück, der auf den Teil der laufenden 
Versicherungsperiode nach Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
entfällt. Die Rückzahlung der gesamten Beiträge für die Zusatzver-
sicherung können Sie nicht verlangen.

Kündigung 
(8) Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil die Verletzung 
der Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig erfolgt ist, 
können wir die Zusatzversicherung unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. Wir verzichten auf unser Kündigungsrecht, 
wenn weder Sie noch die versicherte Person - das ist die Person, auf deren 
Leben die Versicherung abgeschlossen ist - die Anzeigepflichtverletzung zu 
vertreten haben.

(9) Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir die Zusatz-
versicherung – möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B. höherer 
Beitrag oder eingeschränkter Versicherungsschutz) – auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(10) Wenn wir die Zusatzversicherung kündigen, wandelt sie sich 
nach Maßgabe des § 18 in eine beitragsfreie Versicherung um.

Vertragsänderung 
(11) Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir die Zusatz-
versicherung – möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B. höherer 
Beitrag oder eingeschränkter Versicherungsschutz) – auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten 
(Absatz 5 Satz 3 und Absatz 9), werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben weder Sie 
noch die versicherte Person die Anzeigepflichtverletzung zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungs-
periode Vertragsbestandteil; auf dieses Recht verzichten wir.

(12) Sie können die Zusatzversicherung innerhalb eines Monats, nach-
dem Sie unsere Mitteilung über die Vertragsänderung erhalten haben, 
fristlos kündigen, wenn

• wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um mehr als 
10 Prozent erhöhen oder

• wir die Gefahrabsicherung für einen nicht angezeigten Umstand 
ausschließen.

Auf dieses Recht werden wir Sie in der Mitteilung über die Vertrags-
änderung hinweisen. 

Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte 
(13) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags-
änderung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
haben.
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(14) Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung, wenn wir den nicht angezeigten Umstand oder die Un-
richtigkeit der Anzeige kannten.

(15) Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangen. Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die Um-
stände angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung 
können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die 
Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

(16) Nach Ablauf von fünf Jahren seit Abschluss der Zusatzversiche-
rung erlöschen unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung. Ist der Versicherungsfall aus der Zusatzversicherung 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch nach 
Ablauf der Frist geltend machen. Ist die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt worden, beträgt die Frist zehn Jahre. 

Anfechtung 
(17) Wir können eine Zusatzversicherung auch anfechten, falls unsere 
Entscheidung zur Annahme der Zusatzversicherung durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben bewusst und gewollt beeinflusst worden 
ist. Handelt es sich um Angaben der versicherten Person, können wir 
Ihnen gegenüber die Anfechtung erklären, auch wenn Sie von der 
Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten. 
Absatz 5 gilt entsprechend.

Leistungserweiterung/Wiederherstellung des Vertrags 
(18) Die Absätze 1 bis 17 gelten entsprechend, wenn der Versiche-
rungsschutz nachträglich erweitert oder wiederhergestellt wird und 
deshalb eine erneute Risikoprüfung vorgenommen wird. Die Fristen 
nach Absatz 16 beginnen mit der Änderung oder Wiederherstellung des 
Vertrags bezüglich des geänderten oder wiederhergestellten Teils neu.

Erklärungsempfänger 
(19) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung, zur Vertrags-
änderung sowie zur Anfechtung üben wir durch eine schriftliche Er-
klärung aus, die wir Ihnen gegenüber abgeben. Sofern Sie uns keine 
andere Person als Bevollmächtigten benannt haben, gilt nach Ihrem Tod 
ein Bezugsberechtigter als bevollmächtigt, diese Erklärung entgegenzu-
nehmen. Ist kein Bezugsberechtigter vorhanden oder kann sein 
Aufenthalt nicht ermittelt werden, können wir den Inhaber des Versiche-
rungsscheins als bevollmächtigt ansehen, die Erklärung entgegenzu-
nehmen.

§ 11  Was ist zu beachten, wenn eine Leistung
verlangt wird? 

(1) Werden Leistungen aus dem Vertrag beansprucht, können wir 
verlangen, dass uns der Versicherungsschein und ein Zeugnis über den 
Tag der Geburt der versicherten Person - das ist die Person, auf deren Leben 
die Versicherung abgeschlossen ist - vorgelegt werden.

(2) Vor jeder Rentenzahlung können wir auf unsere Kosten eine 
amtliche Bescheinigung darüber verlangen, dass die versicherte Person 
noch lebt.

(3) Der Tod der versicherten Person muss uns unverzüglich - d. h. ohne 
schuldhaftes Zögern - mitgeteilt werden. Außerdem muss uns eine amtliche 
Sterbeurkunde mit Angabe von Alter und Geburtsort vorgelegt werden. 
Dies gilt auch, wenn für den Todesfall keine Leistung vereinbart wurde. 
Wenn für den Todesfall eine Leistung vereinbart wurde, muss uns 
zusätzlich eine ausführliche ärztliche oder amtliche Bescheinigung über 
die Todesursache vorgelegt werden. Aus der Bescheinigung müssen 
sich Beginn und Verlauf der Krankheit, die zum Tod der versicherten 
Person geführt hat, ergeben.

(4) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte verlangen, wenn dies 
erforderlich ist, um unsere Leistungspflicht zu klären. Die Kosten hierfür 
muss diejenige Person tragen, die die Leistung beansprucht.

(5) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir die Erhebungen 
abgeschlossen haben, die zur Feststellung des Versicherungsfalls und 
des Umfangs unserer Leistungspflicht notwendig sind. Wenn eine der in 
den Absätzen 1 bis 4 genannten Pflichten nicht erfüllt wird, kann dies 
zur Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in welchem

Umfang wir leistungspflichtig sind. Eine solche Pflichtverletzung 
kann somit dazu führen, dass unsere Leistung nicht fällig wird. 

(6) Unsere Leistungen überweisen wir der empfangsberechtigten 
Person auf ihre Kosten. Bei Überweisung von Leistungen in Länder 
außerhalb des Einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums
„SEPA“ (dieser umfasst derzeit die Europäische Union, Island, 
Norwegen, die Schweiz, Liechtenstein, Monaco und San Marino) trägt 
die empfangs-berechtigte Person die damit verbundene Gefahr.

§ 12  Welche Bedeutung hat der Versicherungs-
schein? 

(1) Wir können Ihnen den Versicherungsschein in Textform - z. B. Papier-
form oder E-Mail - übermitteln. Stellen wir Ihnen diesen als Dokument in Pa-
pierform aus, dann liegt eine Urkunde vor. Sie können die Ausstellung 
als Urkunde verlangen.

(2) Den Inhaber der Urkunde können wir als berechtigt ansehen, über 
die Rechte aus dem Vertrag zu verfügen, insbesondere Leistungen in 
Empfang zu nehmen. Wir können aber verlangen, dass uns der Inhaber 
der Urkunde seine Berechtigung nachweist.

§ 13  Wer erhält die Leistung? 

(1) Als unser Versicherungsnehmer können Sie bestimmen, wer die 
Leistung erhält. Wenn sie keine Bestimmung treffen, leisten wir an Sie.

Bezugsberechtigung 
(2) Sie können uns widerruflich oder unwiderruflich eine andere Person 
benennen, die die Leistung erhalten soll (Bezugsberechtigter), wenn der 
Versicherungsfall eintritt.

Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen, erwirbt der Bezugs-
berechtigte das Recht auf die Leistung erst mit dem Eintritt des 
jeweiligen Versicherungsfalls. Deshalb können Sie Ihre Bestimmung bis 
zum Eintritt des jeweiligen Versicherungsfalls jederzeit widerrufen. 
Wenn wir Renten zahlen, tritt mit jeder Fälligkeit einer Rente ein eigener 
Versicherungsfall ein.  

Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsberechtigte sofort 
und unwiderruflich das Recht auf die Leistung erhält. Sobald uns Ihre 
Erklärung zugegangen ist, kann dieses Bezugsrecht nur noch mit 
Zustimmung des unwiderruflich Bezugsberechtigten geändert werden. 

Abtretung und Verpfändung 
(3) Sie können das Recht auf die Leistung bis zum Eintritt des je-
weiligen Versicherungsfalls grundsätzlich ganz oder teilweise an Dritte 
abtreten und verpfänden, soweit derartige Verfügungen rechtlich 
möglich sind.

Anzeige 
(4) Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts (Absatz 2) 
sowie die Abtretung und die Verpfändung (Absatz 3) sind uns gegen-
über nur und erst dann wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Be-
rechtigten in Textform - z.B. Papierform oder E-Mail - angezeigt worden sind. 
Der bisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie als unser Versicherungs-
nehmer. Es können aber auch andere Personen sein, sofern Sie bereits 
zuvor Verfügungen (z. B. unwiderrufliche Bezugsberechtigung, Abtre-
tung, Verpfändung) getroffen haben.

§ 14  Wann können die Beiträge und Leistungen
angepasst werden?

(1) Wir sind zu einer Neufestsetzung des vereinbarten Beitrags be-
rechtigt, wenn

(2) sich der Leistungsbedarf nicht nur vorübergehend und nicht voraus-
sehbar gegenüber den Rechnungsgrundlagen des vereinbarten 
Beitrags geändert hat,
(3) der nach den berichtigten Rechnungsgrundlagen neu festgesetzte 
Beitrag angemessen und erforderlich ist, um die dauernde Erfüllbar-keit 
der Leistung zu gewährleisten, und
(4) ein unabhängiger Treuhänder die Rechnungsgrundlagen und die 
vorstehenden Voraussetzungen überprüft und bestätigt hat.
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Eine Neufestsetzung des Beitrags ist insoweit ausgeschlossen, als 
die Leistungen zum Zeitpunkt der Erst- oder Neukalkulation 
unzureichend kalkuliert waren und ein ordentlicher und 
gewissenhafter Aktuar dies insbesondere anhand der zu diesem 
Zeitpunkt verfügbaren statistischen Kalkulationsgrundlagen hätte 
erkennen müssen. 
(2) Sie können verlangen, dass anstelle einer Erhöhung des Beitrags 
nach Absatz 1 die Leistungen entsprechend herabgesetzt werden. Bei 
einem beitragsfreien Vertrag sind wir unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 zur Herabsetzung der Leistungen berechtigt.

(3) Die Neufestsetzung des Beitrags und die Herabsetzung der 
Leistungen werden zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf die 
Mitteilung der Neufestsetzung oder der Herabsetzung und der hierfür 
maßgeblichen Gründe an Sie folgt.

§ 15  Was müssen Sie bei der Beitragszahlung
beachten?

(1) Die Beiträge zu Ihrem Vertrag können Sie je nach Vereinbarung in 
einem Betrag (Einmalbeitrag), monatlich, viertel-, halbjährlich oder 
jährlich zahlen.

(2) Den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag müssen Sie unver-
züglich - d. h. ohne schuldhaftes Zögern - nach Abschluss des Vertrags zahlen, 
jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginn. Alle weiteren Beiträge (Folgebei-
träge) werden jeweils zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode 
fällig.

Die Versicherungsperiode umfasst bei Einmalbeitrags- und 
Jahreszah-lung ein Jahr, ansonsten entsprechend der Zahlungsweise 
einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr. Im Rentenbezug 
beträgt die Ver-sicherungsperiode ein Jahr. Nach Beginn der 
Rentenzahlung endet eine Versicherungsperiode jeweils am 
Monatsersten der ersten Renten-zahlung. 

(3) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn er von uns am 
Fälligkeitstag eingezogen werden konnte und Sie einer berechtigten 
Einziehung nicht widersprochen haben. Konnten wir den fälligen Beitrag 
ohne Ihr Verschulden nicht einziehen, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer Zahlungsaufforderung 
erfolgt.

(4) Beiträge und Zuzahlungen nach § 4 Absatz 2 können Sie nur im 
Lastschriftverfahren zahlen. Wir buchen sie jeweils bei Fälligkeit von 
dem uns angegebenen Konto ab.

Vorübergehende Aussetzung der Beitragszahlung – gilt nicht für 
eine Rückdeckungsversicherung im Rahmen der betrieblichen 
Altersversorgung 
(5) Frühestens drei Jahre nach Vertragsabschluss können Sie ver-
langen, sofern der Vertrag nicht für eine Rückdeckungsversicherung im 
Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung abgeschlossen wurde, die 
Beitragszahlung für bis zu 24 Monate auszusetzen, bei gesetzlicher 
Elternzeit für bis zu 36 Monate. In dieser Zeit stunden wir die Beiträge 
für eingeschlossene Zusatzversicherungen gegen Zahlung eines dann 
zu vereinbarenden Stundungszinses. Wenn Sie uns nachweisen, dass 
Sie in dieser Zeit arbeitslos sind, verlangen wir für maximal 12 Monate 
keinen Stundungszins.

Der vereinbarte Versicherungsschutz für eingeschlossene Zusatzver-
sicherungen bleibt in dieser Zeit unverändert erhalten. Eine Zuführung 
von Beitragsteilen in das Deckungskapital der Rentenversicherung 
erfolgt nicht. Durch die vorübergehende Aussetzung der Beitragszah-
lung verringert sich die garantierte Mindestrente (siehe § 2 Absatz 4). 

(6) Nach Ablauf des Aussetzungszeitraums müssen Sie die gestun-
deten Beiträge für eingeschlossenen Zusatzversicherungen und die 
Stundungszinsen (Gesamtforderung) an uns zahlen. Auf Ihren Wunsch 
können Sie unsere Gesamtforderung in einem Betrag oder innerhalb 
von bis zu 24 Monaten in halbjährlichen, vierteljährlichen oder monat-
lichen Raten zahlen. Für eine Ratenzahlung verlangen wir keine Zinsen. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor sie unsere Gesamtforderung voll-
ständig beglichen haben, verrechnen wir diese mit der fälligen Leistung. 
Unsere Gesamtforderung können wir auch dem Deckungskapital ent-
nehmen, sofern dies möglich ist.

Darüber hinaus können Sie die ausgesetzten Beiträge der 
Rentenver-sicherung in einem Betrag oder durch höhere laufende 
Beiträge nach-zahlen oder den voraussichtlichen Beginn der 
Rentenzahlung hinaus-schieben. Dadurch erhöht sich die garantierte 
Mindestrente (siehe § 2 Absatz 4) nach anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik. Die gestundeten Beiträge können Sie 
stattdessen auch durch eine Vertragsänderung zur Herabsetzung 
der Leistungen ausgleichen. 

Rentenherabsetzung bei unveränderter Berufs- bzw. Erwerbsunfä-
higkeitsrente (7) Um eine eingeschlossene Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeitsrente 
auch bei reduziertem Beitragsaufwand möglichst aufrecht zu erhalten, 
können Sie im Rahmen der „Bestimmungen über Kosten und tarifab-
hängige Begrenzungen nach § 25“ eine Herabsetzung der garantierten 
Mindestrente nach § 2 Absatz 4 verlangen.

(8) Bei Fälligkeit einer Leistung werden wir etwaige Beitragsrückstände 
verrechnen.

§ 16  Was geschieht, wenn wir einen Beitrag nicht
rechtzeitig einziehen können? 

Erster Beitrag oder Einmalbeitrag 
(1) Können wir den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag nicht recht-
zeitig einziehen, können wir – solange die Zahlung nicht bewirkt ist –
vom Vertrag zurücktreten. In diesem Fall können wir von Ihnen die 
Kosten für ärztliche Untersuchungen im Rahmen einer Prüfung der 
Gesundheits- und sonstigen Risikoverhältnisse (Gesundheitsprüfung) 
verlangen. Wir sind nicht zum Rücktritt berechtigt, wenn uns nachge-
wiesen wird, dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten 
haben.

(2) Ist der erste Beitrag oder der Einmalbeitrag bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. 
Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform - z. B. 
Papierform oder E-Mail - oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere 
Leistungspflicht bleibt jedoch bestehen, wenn Sie uns nachweisen, dass 
Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu vertreten haben.

Folgebeitrag 
(3) Können wir einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig einziehen, können 
wir Ihnen auf Ihre Kosten in Textform eine Zahlungsfrist setzen. Die 
Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen betragen.

(4) Für einen Versicherungsfall, der nach Ablauf der gesetzten Zah-
lungsfrist eintritt, entfällt oder vermindert sich der Versicherungsschutz, 
wenn Sie sich bei Eintritt des Versicherungsfalls noch mit der Zahlung in 
Verzug befinden. Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits mit der 
Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben.

Wenn Sie den Vertrag im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung 
abgeschlossen haben, werden wir die versicherte Person in Textform 
über die Zahlungsfrist von zwei Wochen und die Rechtsfolgen bei 
Nichtzahlung des Rückstandes informieren. Wir werden der versicherten 
Person hierbei eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Monaten 
einräumen. 

(5) Nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist können wir den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn Sie sich noch 
immer mit den Beiträgen, Zinsen oder Kosten in Verzug befinden. 
Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen haben. Wir können die Kündigung bereits mit 
der Fristsetzung erklären. Sie wird dann automatisch mit Ablauf der Frist  
wirksam, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt noch immer mit der Zahlung in 
Verzug sind. Auf diese Rechtsfolge müssen wir Sie ebenfalls hinweisen.

(6) Sie können den angeforderten Betrag auch dann noch nachzahlen, 
wenn unsere Kündigung wirksam geworden ist. Nachzahlen können Sie 
nur

(7) innerhalb eines Monats nach der Kündigung
(8) oder, wenn die Kündigung bereits mit der Fristsetzung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf.

Zahlen Sie innerhalb dieses Zeitraums, wird die Kündigung unwirksam 
und der Vertrag besteht fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem 
Ablauf der Zahlungsfrist und der Zahlung eintreten, besteht kein 
oder nur ein verminderter Versicherungsschutz. 
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§ 17  Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen, und
welche Leistungen erbringen wir? 

Kündigung 
(1) Sie können Ihren Vertrag jederzeit zum nächsten oder einem 
folgenden Monatsersten in Textform - z.B. Papierform oder E-Mail - kündigen. 
Nach dem Beginn der Rentenzahlung können Sie nicht mehr kündigen.

Die Kündigung wird zu dem von Ihnen angegebenen Kündigungstermin 
wirksam. Wenn Sie einen davon abweichenden oder keinen Zeitpunkt 
genannt haben oder der angegebene Kündigungstermin bereits ver-
strichen ist, gilt als Kündigungstermin der nächste Monatserste nach 
Vorliegen Ihres Kündigungsschreibens. 

(2) Sie können Ihren Vertrag auch teilweise kündigen, wenn das ver-
bleibende Deckungskapital nicht unter den Mindestbetrag sinkt, der in 
unseren „Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen 
nach § 25“ festgelegt ist. Ist das verbleibende Deckungskapital nied-
riger, hat dies zur Folge, dass Ihre Teilkündigung unwirksam ist. Wenn 
Sie in diesem Fall Ihren Vertrag beenden wollen, müssen Sie diesen 
also ganz kündigen. Bei teilweiser Kündigung gelten die folgenden Re-
gelungen nur für den gekündigten Vertragsteil.

Bei einer teilweisen Kündigung verringert sich das für die Bildung der 
Rente zur Verfügung stehende Deckungskapital. Die garantierte Min-
destrente (siehe § 2 Absatz 4) und das garantierte Mindestkapital wer-
den zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung (siehe § 2 Ab-
satz 5) im gleichen Verhältnis herabgesetzt, wie sich das Deckungska-
pital durch die Teilkündigung verringert. Gleiches gilt für die mindestens 
zu zahlende Todesfallleistung (siehe § 2 Absatz 17). 

Auszahlungsbetrag 
(3) Nach Kündigung zahlen wir

(4) den Rückkaufswert (Absätze 4 und 6)
(5) vermindert um den Abzug (Absatz 5)
(6) zuzüglich der Überschussbeteiligung (Absatz 7).

Beitragsrückstände werden von dem Auszahlungsbetrag abgezogen. 

Öffentliche Abgaben (z.B. Steuern und Sozialversicherungsbeiträge), 
die von uns für Ihren Vertrag abzuführen sind, werden ebenfalls von 
dem Auszahlungsbetrag abgezogen (siehe § 25). 

Auszahlung des Rückkaufswertes 
(4) Bei Kündigung zahlen wir – soweit vorhanden - den Rückkaufswert 
nach § 169 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG). Dieser ent-
spricht nicht der Summe der von Ihnen gezahlten Beiträge, sondern 
dem Deckungskapital zum Wirksamkeitstermin der Kündigung nach 
Absatz 1.

Stichtag für die Anzahl der Anteile ist der Wirksamkeitstermin der Kündi-
gung nach Absatz 1. Stichtag für die Bewertung der Anteile ist der Bör-
sentag, der dem 15. des Monats vor dem Wirksamkeitstermin der Kün-
digung vorausgeht. Wenn uns Ihr Kündigungsschreiben nach diesem 
Zeitpunkt vorliegt, ist Stichtag der nächste Börsentag nach Eingang 
Ihres Kündigungsschreibens. 

Abzug 
(5) Von dem nach Absatz 4 ermittelten Wert nehmen wir bei Kündigung 
des gesamten Vertrags einen Abzug in Höhe von 50 Euro vor. Dieser 
Abzug erhöht sich für jedes volle Jahr der Restlaufzeit ab Wirksam-
werden der Kündigung bis 10 Jahre vor dem voraussichtlichen Beginn 
der Rentenzahlung um 0,375 Prozent der Summe der bis zum 
Wirksamwerden der Kündigung gezahlten Beiträge, höchstens jedoch 
um 1,5 Prozent der Summe der bis zum Wirksamwerden der Kündigung 
gezahlten Beiträge bei laufender Beitragszahlung bzw. 0,75 Prozent bei 
Einmalbeiträgen. Der Abzug entfällt, wenn sich der Vertrag zum 
Wirksamwerden der Kündigung in der Abruf- oder Verlängerungsphase 
befindet. Den Abzug entnehmen wir dem Deckungskapital.
Bei teilweiser Kündigung erfolgt ein anteiliger Abzug nach Satz 2; der 
Abzug von 50 Euro nach Satz 1 unterbleibt.

Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen ist. Dies ist von uns nach-
zuweisen. Wir halten diesen Abzug für angemessen, weil mit dem 
Abzug die Veränderung der Risikolage des verbleibenden Versicherten-
bestandes ausgeglichen und damit ein Ausgleich für kollektiv gestelltes 
Risikokapital vorgenommen wird. Wenn Sie uns nachweisen, dass auf-
grund Ihrer Kündigung der von uns vorgenommene Abzug in Ihrem Fall 

wesentlich niedriger liegen muss, wird er entsprechend herabgesetzt. 
Wenn Sie uns nachweisen, dass der Abzug in Ihrem Fall überhaupt 
nicht gerechtfertigt ist, entfällt er. 

Nähere Informationen zum Abzug können Sie Ihrem Informationspaket 
unter Ziffer III.3. (Ergänzende Versicherungsinformation „Rückkaufs-
werte, beitragsfreie Versicherungsleistungen sowie das Ausmaß, in dem 
diese Leistungen garantiert sind“) und dem Versicherungsschein ent-
nehmen. 

Herabsetzung des Rückkaufswertes im Ausnahmefall 
(6) Wir sind nach § 169 Absatz 6 VVG berechtigt, den Teil des nach 
Absatz 4 berechneten Betrags, der dem Sicherungskapital entspricht, 
angemessen herabzusetzen, soweit dies erforderlich ist, um eine Ge-
fährdung der Belange der Versicherungsnehmer, insbesondere durch 
eine Gefährdung der dauernden Erfüllbarkeit der sich aus den Versiche-
rungsverträgen ergebenden Verpflichtungen, auszuschließen. Die 
Herabsetzung ist jeweils auf ein Jahr befristet.

Überschussbeteiligung 
(7) Für die Ermittlung des Auszahlungsbetrags nach Absatz 3 setzt sich 
die Überschussbeteiligung zusammen aus:

(8) den Ihrem Vertrag bereits zugeteilten Überschussanteilen, soweit 
sie nicht bereits in dem nach den Absätzen 4 bis 6 berechneten 
Betrag enthalten sind,
(9) dem Schlussüberschussanteil nach den „Bestimmungen zur Über-
schussbeteiligung nach § 6 Absatz 3“ dieser Bedingungen und

(10) den Ihrem Vertrag nach § 6 Absatz 3 zuzuteilenden Bewertungsre-
serven oder einer etwaigen Mindestbeteiligung an Bewertungsreser-ven, 
soweit bei Kündigung vorhanden.

(8) Wenn Sie Ihren Vertrag kündigen, kann das für Sie Nachteile 
haben. In der Anfangszeit Ihres Vertrags können wir bei Kündigung 
in der Regel deutlich weniger als die gezahlten Beiträge zahlen, da

(9) dem Deckungskapital nur die um die Abschlusskosten sowie 
um die beitragsabhängigen Verwaltungskosten verminderten 
Beitragsteile zufließen (siehe § 3 Absatz 1),

(10) dem Deckungskapital monatlich die deckungskapitalabhän-
gigen Verwaltungskosten entnommen werden (siehe § 3 Ab-satz 
2) und

(11) gegebenenfalls der in Absatz 5 genannte Abzug erfolgt.

Wenn wir im Ausnahmefall von unserem Recht nach Absatz 6 Ge-
brauch machen, kann sich ein geringerer Wert ergeben. Auch in 
den Folgejahren kann der Rückkaufswert insbesondere wegen der 
Abhängigkeit von der Kursentwicklung der Anteile an der IOK und 
der gewählten Investmentfonds niedriger sein als die Summe der 
gezahlten Beiträge. 

Nähere Informationen zum Rückkaufswert vor und nach dem Abzug und 
darüber, in welchem Ausmaß er garantiert ist, können Sie Ihrem Infor-
mationspaket unter Ziffer III.3. (Ergänzende Versicherungsinformation 
„Rückkaufswerte, beitragsfreie Versicherungsleistungen sowie das Aus-
maß, in dem diese Leistungen garantiert sind“) und dem Versicherungs-
schein entnehmen. 

Keine Beitragsrückzahlung 
(9) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.

§ 18  Wann können Sie Ihren Vertrag beitragsfrei
stellen, und welche Auswirkungen hat dies 
auf unsere Leistungen? 

Beitragsfreistellung 
(1) Anstelle einer Kündigung nach § 17 Absatz 1 können Sie zu dem 
dort genannten Termin in Textform - z.B. Papierform oder E-Mail - verlangen, 
ganz oder teilweise von der Beitragszahlungspflicht befreit zu werden. In 
diesem Fall setzen wir die garantierte Mindestrente herab. Das dafür zur 
Verfügung stehende Deckungskapital mindert sich um rückständige 
Beiträge. Der Abzug nach § 17 Absatz 5 wird nicht vorgenommen.

Wenn Sie ein Garantieniveau von 100% vereinbart haben und Ihren 
Vertrag innerhalb der ersten zehn Jahre ab Vertragsabschluss 
vollständig beitragsfrei stellen, verringert sich das Garantieniveau 
zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung (siehe § 2 Ab-
satz 10) auf 90 Prozent der gezahlten Beiträge. Das garantierte 
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Mindestkapital verringert sich anteilig, wenn Sie Ihren Vertrag 
innerhalb der ersten zehn Jahre ab Vertragsabschluss teilweise 
beitragsfrei stellen. 

(2) Haben Sie die vollständige Befreiung von der Beitragszahlungs-
pflicht verlangt, und erreicht das nach Beitragsfreistellung vorhandene 
Deckungskapital den Mindestwert nach unseren "Bestimmungen über 
Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25“ nicht, erhalten sie 
den Auszahlungsbetrag nach § 17 Absatz 3 und der Vertrag endet. Der 
Abzug nach § 17 Absatz 5 wird nicht vorgenommen. Eine teilweise 
Befreiung von der Beitragszahlungspflicht können Sie nur verlangen, 
wenn der verbleibende Beitrag nicht unter den Mindestbetrag sinkt, der 
in unseren „Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begren-
zungen nach § 25“ festgelegt ist.

(3) Wenn Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen, kann das für Sie 
Nachteile haben. In der Anfangszeit Ihres Vertrags ist der Wert des 
Deckungskapitals nach Beitragsfreistellung in der Regel deutlich 
niedriger als die gezahlten Beiträge,

(4) da dem Deckungskapital nur die um die Abschlusskosten 
sowie um die beitragsabhängigen Verwaltungskosten ver-
minderten Beitragsteile zufließen (siehe § 3 Absatz 1) und
(5) dem Deckungskapital monatlich die deckungskapitalab-
hängigen Verwaltungskosten entnommen werden (siehe § 3 
Absatz 2).

Wenn wir im Ausnahmefall von unserem Recht nach § 17 Absatz 6 
Gebrauch machen, kann sich ein geringerer Wert ergeben. Auch in 
den Folgejahren kann der Wert des Deckungskapitals nach 
Beitragsfreistellung insbesondere wegen der Abhängigkeit von der 
Kursentwicklung der Anteile an der IOK und den gewählten 
Investmentfonds niedriger sein als die gezahlten Beiträge. 

Nähere Informationen zu den beitragsfreien Leistungen und ihrer Höhe 
im Fall einer vollständigen Beitragsfreistellung können Sie Ihrem Infor-
mationspaket unter Ziffer III.3. (Ergänzende Versicherungsinformation 
„Rückkaufswerte, beitragsfreie Versicherungsleistungen sowie das Aus-
maß, in dem diese Leistungen garantiert sind“) und dem Versicherungs-
schein entnehmen. 

Bei teilweiser Beitragsfreistellung hängt die Höhe der herabgesetzten 
Leistungen von der Höhe des verbleibenden Beitrags und vom Zeitpunkt 
der Vertragsumstellung ab. Sofern Sie eine teilweise Beitragsfreistellung 
wünschen, werden wir Ihnen die Höhe der herabgesetzten Leistungen 
auf Anfrage mitteilen. 

(4) Wenn Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen, enden einge-
schlossene Zusatzversicherungen ohne Rückzahlung von Bei-
trägen zum Zeitpunkt der Umwandlung des Vertrags in einen bei-
tragsfreien.

Wiederherstellung des Versicherungsschutzes 
(5) Sie können innerhalb von zwei Jahren nach Beitragsfreistellung die 
Beitragszahlung wieder aufnehmen. Eine etwa erforderliche Prüfung der 
Gesundheits- und sonstigen Risikoverhältnisse (Gesundheitsprüfung) 
bleibt unberührt.

Bei Beitragsfreistellung während gesetzlicher Elternzeit können Sie die 
Beitragszahlung für Ihren Vertrag und für eine eingeschlossene Berufs-
unfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherung bis zum 
Ende der gesetzlichen Elternzeit ohne Gesundheitsprüfung wieder 
aufnehmen, spätestens jedoch bis zum Ablauf von drei Jahren nach 
Beitragsfreistellung. Das Ende der gesetzlichen Elternzeit müssen Sie 
uns nachweisen. 

Auf die beitragsfreie Zeit entfallende Beiträge können Sie in einem 
Betrag nachzahlen. Stattdessen können Sie eine garantierte Rente nach § 
2 Absatz 4 herabsetzen, den voraussichtlichen Beginn der Renten-
zahlung hinausschieben oder höhere laufende Beiträge zahlen.

§ 19  Wie werden die Kosten Ihres Vertrags
verrechnet? 

(1) Mit Ihrem Vertrag sind Kosten verbunden. Diese sind in Ihren 
Beitrag einkalkuliert. Es handelt sich um Abschlusskosten sowie übrige 
Kosten.

Zu den Abschlusskosten gehören insbesondere Abschlussprovisionen 
für den Versicherungsvermittler. Die übrigen Kosten umfassen die 
Kosten für die Antragsprüfung und Ausfertigung der Vertragsunterlagen, 
Sachaufwendungen, die im Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung 
stehen, sowie Werbeaufwendungen und die Kosten für die laufende 
Verwaltung. 

Die Höhe der einkalkulierten Abschlusskosten sowie der übrigen Kosten 
können Sie Ihrem Informationspaket unter Ziffer I.3. („Wie hoch ist Ihr 
Beitrag und wann müssen Sie ihn bezahlen? Welche Kosten sind in 
Ihren Beitrag einkalkuliert und welche können zusätzlich entstehen? 
Was passiert, wenn Sie Ihren Beitrag verspätet oder gar nicht 
bezahlen?“) und dem Versicherungsschein entnehmen. 

(2) Bei laufender Beitragszahlung wird ein Teil der Abschlusskosten 
von uns vorfinanziert; zu ihrer Gegenfinanzierung werden bei der Bei-
tragskalkulation höchstens 25 Promille der Beitragssumme gleichmäßig 
über einen Zeitraum von fünf Jahren, höchstens jedoch über die ver-
einbarte Beitragszahlungsdauer, verteilt und den Beiträgen entnommen.

Bei der Bildung der Beitragssumme werden die bis zum voraussicht-
lichen Altersrentenbeginn zu zahlenden Beiträge – maximal jedoch die 
in den ersten 30 Jahren zu zahlenden Beiträge – berücksichtigt. 

(3) Bei einem Einmalbeitrag (siehe § 15 Absatz 1) und Zuzahlungen 
(siehe § 4 Absatz 2) werden die Abschlusskosten diesen entnommen.

(4) Die übrigen Kosten entnehmen wir teilweise während der gesamten 
Beitragszahlungsdauer, teilweise während der gesamten Vertragslauf-
zeit.

(5) Die beschriebene Kostenverrechnung hat zur Folge, dass in der An-
fangszeit Ihres Vertrags nur geringe Beträge für einen Rückkaufswert 
oder zur Bildung der beitragsfreien Leistungen vorhanden sind (siehe
§§ 17 und 18). Nähere Informationen zu den Rückkaufswerten und bei-
tragsfreien Leistungen sowie ihren jeweiligen Höhen können Sie und 
Ihrem Informationspaket unter Ziffer III.3. (Ergänzende Versicherungsin-
formation „Rückkaufswerte, beitragsfreie Versicherungsleistungen sowie 
das Ausmaß, in dem diese Leistungen garantiert sind“) und dem Ver-
sicherungsschein entnehmen.

§ 20  Was geschieht, wenn die Anlage in Anteilen an
der indexorientierten Kapitalanlage 
eingestellt oder sie aufgelöst wird? 

Sollten wir die Anlage in Anteilen an der IOK zeitweilig beschränken, 
aussetzen oder endgültig einstellen, werden wir Sie über diese un-
planmäßigen Veränderungen unverzüglich schriftlich informieren. 

Soweit Ihre laufende Beitragszahlung von dieser Änderung betroffen 
sein wird, werden wir Ihnen als Ersatz ein anderes Anlagekonzept oder 
einen Investmentfonds vorschlagen (Ersatzinvestmentfonds). Der Er-
satzinvestmentfonds soll dabei in Anlageziel und Anlagepolitik der IOK 
weitgehend entsprechen und für die Abbildung des Wertsicherungs-
konzeptes (siehe § 3 Absatz 3) geeignet sein. Sofern Sie unserem 
Vorschlag innerhalb von vier Wochen nach unserer Information nicht 
widersprechen, werden wir Ihre hiervon betroffenen Anlagebeiträge ab 
dem von uns genannten Termin frühestens nach Ablauf dieser Frist in 
den Ersatzinvestmentfonds investieren. 

Im Fall eines Widerspruchs werden wir den Vertrag in eine konven-
tionelle Rentenversicherung umwandeln (siehe § 4 Absätze 5 und 6), da 
in diesem Fall die Voraussetzungen für die Durchführung des Wert-
sicherungskonzeptes entfallen. 

Bei einer kurzfristigen Einstellung der IOK werden wir die Beiträge, die 
vor Ablauf dieser Vier – Wochen – Frist fällig werden, in den von uns 
vorgeschlagenen Ersatzinvestmentfonds investieren. Sollte die IOK 
aufgelöst werden, gelten diese Regeln entsprechend. In diesem Fall 
wird jedoch auch der Wert des Deckungskapitals auf den Ersatz-
investmentfonds übertragen. 
Gleiches gilt für einen nochmaligen Austausch des Anlagekonzeptes. 
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§ 21  Was geschieht, wenn die Ausgabe oder Rück-
nahme von Investmentfondsanteilen eingestellt 
oder ein Investmentfonds aufgelöst wird? 

(1) Sollten Sie die Anlage in einen Investmentfonds gewählt haben oder
sollte die IOK aufgelöst worden und eine Übertragung des Deckungs-
kapitals in einen Investmentfonds erfolgt sein (siehe § 20), gilt das
Folgende:

Sollte die Kapitalverwaltungsgesellschaft die Ausgabe von Anteilen des 
Investmentfonds zeitweilig beschränken, aussetzen oder endgültig 
einstellen, werden wir Sie über diese unplanmäßigen Veränderungen 
unverzüglich schriftlich informieren. 
Soweit Ihre laufende Beitragszahlung von dieser Änderung betroffen 
sein wird, werden wir Ihnen als Ersatz einen neuen Investmentfonds 
vorschlagen. Der neue Investmentfonds soll dabei in Anlageziel und 
Anlagepolitik dem bisherigen Investmentfonds weitgehend entsprechen. 
Sofern Sie unserem Vorschlag innerhalb von vier Wochen nach unserer 
Information nicht widersprechen, werden wir Ihre hiervon betroffenen 
Anlagebeiträge ab dem von uns genannten Termin frühestens nach 
Ablauf dieser Frist in diesen neuen Investmentfonds investieren.  

Im Fall eines Widerspruchs müssen Sie uns einen anderen neuen 
Investmentfonds aus unserem Investmentfondsangebot benennen. Die 
jeweils aktuelle Liste der Investmentfonds, die Sie Ihrem Vertrag zu-
grunde legen können, ist bei uns jederzeit erhältlich. Kosten für Sie 
entstehen hierbei nicht.  

Bei einer kurzfristigen Einstellung der Ausgabe von Investmentfonds-
anteilen werden wir die Beiträge, die vor Ablauf dieser Vier – Wochen – 
Frist fällig werden, in den von uns vorgeschlagenen Ersatzinvestment-
fonds investieren.  

(2) Sollte der neue Investmentfonds aufgelöst oder mit einem anderen
Investmentfonds zusammengelegt werden, gelten die Regeln des
Absatz 1 entsprechend. Sofern aus der Auflösung Zahlungen zu
späteren Zeitpunkten resultieren, werden wir diese nach Ihrer zum
jeweiligen Rückzahlungszeitpunkt aktuellen Aufteilung der Beiträge in
den zu diesem Zeitpunkt gewählten Investmentfonds anlegen.

(3) Wenn die Rücknahme von Anteilen eines in Ihrem Vertrag enthal-
tenen Investmentfonds ausgesetzt oder endgültig eingestellt wird, kann
bei Leistung oder Kündigung der Rücknahmepreis zur Ermittlung des
Wertes einer Anteileinheit nicht angesetzt werden, da wir die Anteile
nicht an die Kapitalverwaltungsgesellschaft zurückgeben können. In
diesen Fällen werden wir den Wert einer Anteileinheit anhand des
aktuellen Preises am Kapitalmarkt ermitteln. Dieser kann aufgrund der
verminderten Veräußerbarkeit der Investmentfondsanteile geringer sein,
als der zuletzt von der Kapitalverwaltungsgesellschaft gestellte Rück-
nahmepreis. Diese Wertminderung kann auch zu einem Totalverlust
führen.

Absatz 1 gilt entsprechend; insbesondere werden wir Sie über eine Aus-
setzung oder endgültige Einstellung der Rücknahme unverzüglich 
schriftlich informieren. 

(4) Treten bei einem in Ihrem Vertrag enthaltenen Investmentfonds an-
dere erhebliche Änderungen ein, die wir nicht beeinflussen können und
die die unveränderte Fortführung dieses Vertrags unmöglich machen,
sind wir berechtigt, den betroffenen Investmentfonds durch einen
anderen Investmentfonds zu ersetzen. Solche erheblichen Änderungen
können beispielsweise eintreten, wenn die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft Kosten einführt oder erhöht, die uns beim Investmentfonds-
einkauf bzw. –verkauf belasten, ihre vertraglichen Pflichten erheblich
verletzt oder bei Beendigung der Kooperation mit der entsprechenden
Investmentfondsgesellschaft. Eine erhebliche Änderung kann sich
auch aus Gesetzen oder aufsichtsrechtlichen Anforderungen ergeben.
Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend.

Darüber hinaus können wir einen Investmentfonds ersetzen, wenn das 
Investmentfondsvolumen über alle bei uns bestehenden Verträge mit 
Investmentfondsbindung zwischen zwei Bilanzstichtagen weniger als 
100.000 Euro beträgt. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 22  Wie können Sie den Wert Ihres Vertrags
erfahren? 

(1) Sie erhalten jährlich von uns eine Mitteilung, der Sie den Wert Ihrer
Anteile am Anteildeckungskapital sowie den Wert des Sicherungs-
kapitals entnehmen können. Den Wert des Anteildeckungskapitals
nennen wir in Anteilen und in Euro.

(2) Auf Wunsch teilen wir Ihnen den Wert Ihres Vertrags jederzeit mit.

§ 23  Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und
Ihres Namens? 

(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüglich -
d. h. ohne schuldhaftes Zögern - mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nach-
teile entstehen. Wir sind berechtigt, eine an Sie zu richtende Erklärung -
z. B. Setzen einer Zahlungsfrist - mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zu-
letzt bekannte Anschrift zu senden. In diesem Fall gilt unsere Erklärung
drei Tage nach Absendung des eingeschriebenen Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt auch, wenn Sie den Vertrag für Ihren Gewerbebetrieb
abgeschlossen und Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt haben.

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 24  Welche Auskunftspflichten haben Sie? 

(1) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung,
Speicherung, Verarbeitung und Meldung von Informationen und Daten
zu Ihrem Vertrag verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür not-
wendigen Informationen, Daten und Unterlagen

 bei Vertragsabschluss,
 bei Änderung nach Vertragsabschluss oder
 auf Nachfrage

unverzüglich – d. h. ohne schuldhaftes Zögern – zur Verfügung stellen. Ihre 
Auskunftspflicht gilt entsprechend für Angaben zu Umständen dritter 
Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag haben. 

(2) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 sind beispiels-
weise Umstände, die für die Beurteilung

 Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit,
 der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, die Rechte an Ihrem

Vertrag haben und
 der steuerlichen Ansässigkeit des Leistungsempfängers

maßgebend sein können. 

Dazu zählen insbesondere die deutsche(n) oder ausländische(n) Steu-
eridentifikationsnummer(n), das Geburtsdatum, der Geburtsort und der 
Wohnsitz. Welche Umstände dies nach derzeitiger Gesetzeslage im 
Einzelnen sind, können Sie der „Verbraucherinformation über die gel-
tenden Steuerregelungen“ entnehmen. 

(3) Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten und Unter-
lagen nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellen, gilt Fol-
gendes: Bei einer entsprechenden gesetzlichen Verpflichtung
melden wir Ihre Vertragsdaten an die zuständigen in- oder aus-
ländischen Steuerbehörden. Dies gilt auch dann, wenn ggf. keine
steuerliche Ansässigkeit im Ausland besteht.

(4) Eine Verletzung Ihrer Auskunftspflichten gemäß den Absätzen
1 und 2 kann dazu führen, dass wir unsere Leistung nicht zahlen.
Dies gilt solange, bis Sie uns die für die Erfüllung unserer
gesetzlichen Pflichten notwendigen Informationen zur Verfügung
gestellt haben.

(5) Auch Ihre Auskunftspflichten nach den jeweils maßgeblichen ge-
setzlichen Regelungen zur Geldwäschebekämpfung, derzeit § 4 Ab-
satz 6 Geldwäschegesetz (GwG), müssen Sie beachten. Sie haben
offenzulegen, ob Sie die Geschäftsbeziehung und/oder eine Transaktion
für einen Dritten begründen, fortsetzen oder durchführen wollen, sowie
alle notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen
und sich im Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen
unverzüglich – d.h. ohne schuldhaftes Zögern – anzuzeigen. Daraus resultiert
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die Pflicht für Sie, uns aktiv darüber zu informieren, wenn die Beiträge 
von einem Konto eingezogen werden sollen, dessen Inhaber nicht Sie 
als Vertragspartner sind (fremde Beitragszahlung). Als fremde Beitrags-
zahlung gelten dabei z.B. auch Lastschriften von Konten, für die Sie 
lediglich Kontovollmacht besitzen, sowie Zahlungen von Geschäfts-
konten, durch Vermittler oder durch den Arbeitgeber, sofern diese nicht 
Versicherungsnehmer sind. 

Die aktive Informationspflicht gilt für sämtliche zahlungsrelevanten Ge-
schäftsvorfälle während der Geschäftsbeziehung (z. B. Überweisungen, 
Zuzahlungen, Darlehen, Kontoänderungen). 

Kommen Sie Ihrer Offenlegungspflicht nicht oder nicht wahrheits-
gemäß nach, müssen wir dies nach den jeweils maßgeblichen 
gesetzlichen Regelungen, derzeit § 43 Absatz 1 GwG, unverzüglich 
der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen (§ 27 GwG) 
melden. 

§ 25  Welche Kosten und Abgaben stellen wir Ihnen 
gesondert in Rechnung, und welche 
tarifabhängigen Begrenzungen gelten? 

Kosten und Abgaben 
(1) Falls uns aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein
zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht, stellen wir Ihnen pauschal
die zusätzlichen Kosten gesondert in Rechnung.
Die derzeit gültigen Kosten können Sie den "Bestimmungen über Kos-
ten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25" entnehmen. Diese
Bestimmungen sind Bestandteil dieser Bedingungen. Wir können Kos-
ten in angemessener Weise neu festlegen. Über künftige Änderungen
werden wir Sie jeweils schriftlich unterrichten.

(2) Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an dem bei uns
regelmäßig entstehenden Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nach-
weisen, dass die der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen in
Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zutreffen, entfällt die Pauschale.
Sofern sie uns nachweisen, dass die Pauschale der Höhe nach wesent-
lich niedriger zu beziffern ist, wird sie entsprechend herabgesetzt.

(3) Alle etwaigen öffentlichen Abgaben (zum Beispiel Steuern), die von
uns für Ihren Vertrag abzuführen sind, verrechnen wir mit den Leistun-
gen bzw. sind uns zu erstatten.

Tarifabhängige Begrenzungen 
(4) Für Ihren Vertrag gelten bestimmte tarifabhängige Begrenzungen.
Die derzeit gültigen Begrenzungen können Sie den "Bestimmungen
über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25" entnehmen.
Diese Bestimmungen sind Bestandteil dieser Bedingungen. Wir können
Begrenzungen in angemessener Weise neu festlegen. Über künftige
Änderungen werden wir Sie jeweils schriftlich unterrichten.

§ 26  Wann müssen uns gegenüber versicherungs-
vertragliche Ansprüche spätestens geltend 
gemacht werden? 

(1) Ansprüche aus Ihrem Vertrag verjähren innerhalb der gesetzlichen
Frist von drei Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Ende des
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Anspruchser-
hebende von den anspruchsbegründenden Umständen Kenntnis erlangt
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

(2) Wenn der Anspruchserhebende die Verjährungsfrist verstreichen
lässt, ohne die Ansprüche gerichtlich geltend zu machen, sind diese
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Ansprüche, soweit wir diese bereits
anerkannt haben.

§ 27  Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwen-
dung? 

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung. 

§ 28  Wo ist der Gerichtsstand? 

(1) Für Klagen aus dem Vertrag gegen uns ist das Gericht zuständig,
in dessen Bezirk unser Sitz oder die für den Vertrag zuständige Nieder-
lassung liegt. Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur
Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz haben. Wenn Sie keinen Wohn-
sitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich.
Wenn Sie eine juristische Person sind, ist auch das Gericht zuständig, in
dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(2) Klagen aus dem Vertrag gegen Sie müssen wir bei dem Gericht
erheben, das für Ihren Wohnsitz zuständig ist. Wenn Sie keinen
Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich.
Wenn Sie eine juristische Person sind, ist auch das Gericht zuständig, in
dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres gewöhnlichen
Aufenthalts in das Ausland, sind für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag die Gerichte des Staates zuständig, in dem wir unseren Sitz
haben.

§ 29  Wann können diese Bedingungen angepasst
werden? 

(1) Ist eine Bestimmung in unseren Versicherungsbedingungen durch
höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestandskräftigen Verwal-
tungsakt für unwirksam erklärt worden, können wir sie durch eine neue
Regelung ersetzen, wenn

 dies zur Fortführung des Vertrags notwendig ist, oder 
 das Festhalten an dem Vertrag ohne neue Regelung für eine Ver-

tragspartei auch unter Berücksichtigung der Interessen der anderen
Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen würde.

Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung des Ver-
tragsziels die Belange der Versicherungsnehmer angemessen berück-
sichtigt. 

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nachdem wir
Ihnen die neue Regelung und die hierfür maßgeblichen Gründe
mitgeteilt haben, Vertragsbestandteil.

(3) Sollte eine Bestimmung dieses Bedingungswerks ganz oder teil-
weise unwirksam sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestim-
mungen nicht.
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Bestimmungen zur Überschussbeteiligung nach § 6 Absatz 3 
Stand: 15.07.2018 

Diese Bestimmungen sind Bestandteil der Ihrem Vertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Bedingungen. Wir können sie für Ihren Vertrag unter den 
Voraussetzungen von § 29 ändern. 

1. Wie teilen wir Überschussanteile und Bewertungsreserven zu?
Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer nach § 153
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) an dem Überschuss und den
Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung).

Ihr Vertrag erhält Überschussanteile des Abrechnungs- und Über-
schussverbands, zu denen Ihr Vertrag gehört. Nähere Informationen zur 
Zugehörigkeit können Sie dem Versicherungsschein entnehmen. 

Einzelheiten zur Zuteilung von Überschussanteilen finden Sie in 
unserem jährlichen Überschussverteilungsplan. Den Überschussvertei-
lungsplan veröffentlichen wir jährlich im Rahmen unseres Geschäfts-
berichts auf unserer Homepage. 

Ihr Vertrag ist vom ersten Versicherungsjahr an am Überschuss be-
teiligt. 

1.1. Laufende Überschussanteile 
Ihr Vertrag erhält für jedes Jahr der Dauer des Vertrags laufende Über-
schussanteile, wenn eine Zuteilung erfolgt. Die laufenden Überschuss-
anteile können Zins–, und Verwaltungskostenüberschussanteile sein. 
Sie werden für den Verwaltungskostenüberschussanteil vor Beginn der 
Rentenzahlung jeweils am Beginn eines jeden Monats und für den Ver-
waltungskostenüberschussanteil während des Rentenbezugs sowie für 
den Zinsüberschussanteil jeweils am Ende des Versicherungsjahres 
zugeteilt. 

Bemessungsgrundlage 
Bemessungsgrundlagen für die laufenden Überschussanteile sind: 

 vor Beginn der Rentenzahlung:
- für den Zinsüberschussanteil das durchschnittliche Sicherungs-

kapital, abgezinst auf den Beginn des Versicherungsjahres mit
einem jährlichen Rechnungszins von 0,9 Prozent,

- für den Verwaltungskostenüberschussanteil das Deckungs-
kapital.

 während des Rentenbezugs:
- für den Zinsüberschussanteil das zum Zuteilungszeitpunkt mit

den Rechnungsgrundlagen für die Berechnung der Deckungs-
rückstellung für den Rentenbezug berechnete Deckungskapital,

- für den Verwaltungskostenüberschussanteil die bei Beginn der
Rentenzahlung ermittelte und ab diesem Zeitpunkt garantierte
Jahresrente.

1.2 Schlussüberschussanteile 
Schlussüberschussanteile sind zu folgenden Zeitpunkten vorgesehen 
(Zuteilungszeitpunkte): 

 während der Abrufphase:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung, wenn das vierte Versicherungsjahr
abgelaufen ist;

 zum voraussichtlichen Rentenbeginn:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung;

 während der Verlängerungsphase:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung;

 vor Beginn der Abrufphase:
Bei Kündigung, wenn ein Drittel der Aufschubdauer bis zum
voraussichtlichen Rentenbeginn, mindestens jedoch das vierte
Versicherungsjahr abgelaufen ist, oder wenn das 10. Ver-
sicherungsjahr abgelaufen ist;

 vor Beginn der Rentenzahlung:
Bei Tod der versicherten Person - das ist die Person, auf deren Leben die 
Versicherung abgeschlossen ist. 

Zuordnung von Schlussüberschussanteilen 
Schlussüberschussanteilsätze legen wir für einzelne Zuteilungszeit-
punkte laufend neu fest. Die Schlussüberschussanteile werden dem 
Vertrag rechnerisch vorläufig zugeordnet. 

Zugeordnete Schlussüberschussanteile verzinsen wir mit laufend neu 
festgelegten Zinssätzen. Die Verzinsung wird dem Vertrag rechnerisch 
vorläufig zugeordnet. 

Zugeordnete Schlussüberschussanteile und deren Verzinsung 
können – auch für zurückliegende Zeiträume – teilweise oder ganz 
entfallen. 

Zuteilung von Schlussüberschussanteilen 
Für die Zuteilung von Schlussüberschussanteilen sowie deren Ver-
zinsung gilt die am jeweiligen Zuteilungszeitpunkt geltende Festlegung. 

Ob und in welcher Höhe Schlussüberschussanteile zugeteilt wer-
den, richtet sich ausschließlich nach dem Überschussverteilungs-
plan für den Zeitraum, in den der in Betracht kommende Zutei-
lungszeitpunkt fällt. Ein Schlussüberschuss kann teilweise oder 
ganz entfallen.  

Schlussüberschussanteile werden bei Tod der versicherten Person vor 
Beginn der Rentenzahlung oder bei Kündigung nach anerkannten 
Regeln der Versicherungsmathematik reduziert. 

Bemessungsgrundlage 
Bemessungsgrundlage für Schlussüberschussanteile sind das durch-
schnittliche Sicherungskapital, abgezinst auf den Beginn des Ver-
sicherungsjahres mit einem jährlichen Rechnungszins von 0,9 Prozent 
und das durchschnittliche Anteildeckungskapital.  

1.3 Beteiligung an den Bewertungsreserven 
Soweit Ihr Vertrag zur Entstehung von Bewertungsreserven beigetragen 
hat, beteiligen wir Sie an den Bewertungsreserven. 

Zuordnung der Bewertungsreserven 
Die Bewertungsreserven ordnen wir Ihrem Vertrag nach einem verur-
sachungsorientierten Verteilungsverfahren jährlich zum Bilanzstichtag 
rechnerisch zu (§ 153 Absatz 3 VVG). 

Wir bestimmen dazu den Wert des Sicherungskapitals am Bilanzstichtag 
zuzüglich der entsprechenden Werte zu den vorangegangenen Bilanz-
stichtagen. Dieser für Ihren Vertrag ermittelte Wert wird zu dem ent-
sprechenden Wert aller berechtigten Verträge ins Verhältnis gesetzt 
(Verteilungsschlüssel). 

Während des Rentenbezugs berücksichtigen wir bei der Ermittlung des 
Verteilungsschlüssels nur die Deckungskapitalien seit Beginn der 
Rentenzahlung; zusätzlich beeinflusst die Summe der bereits ausge-
zahlten Renten den Verteilungsschlüssel. Einzelheiten hierzu finden Sie 
in unserem Überschussverteilungsplan.  

Der so zum Bilanzstichtag ermittelte Verteilungsschlüssel gibt den indivi-
duellen Anteil der Bewertungsreserven Ihres Vertrags im Verhältnis zur 
Gesamtheit aller berechtigten Verträge wieder und gilt jeweils für einen 
Zeitraum von zwölf Monaten. Der Zeitraum beginnt am 01.01. des 
Folgejahres nach 12 Uhr mittags und dauert bis zum 01.01. um 12 Uhr 
mittags des nachfolgenden Jahres.  

Zuteilung der Bewertungsreserven 
Für die Zuteilung werden nur die Bewertungsreserven berücksichtigt, 
die nach gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Vorschriften für die Be-
teiligung der Verträge zu berücksichtigen sind (maßgebende Bewer-
tungsreserven). 

Bewertungsreserven werden bei Beginn der Rentenzahlung oder Aus-
zahlung der Kapitalleistung sowie bei Beendigung Ihres Vertrags vor 
Beginn der Rentenzahlung durch Tod der versicherten Person oder 
Kündigung (Zuteilungszeitpunkte) zugeteilt. 
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Nach Beginn der Rentenzahlung erfolgt die Zuteilung jeweils zum Ende 
des Versicherungsjahres, wenn die versicherte Person diesen Zutei-
lungszeitpunkt erlebt, jedoch erstmals nach Ende des ersten Renten-
bezugsjahres. Darüber hinaus erfolgt eine Zuteilung bei Beendigung des 
Vertrags, wenn dann eine Leistung fällig wird. 

Dazu ermitteln wir den Betrag der maßgebenden Bewertungsreserven 
für den jeweiligen Zuteilungszeitpunkt und teilen ihn nach dem er-
mittelten Verteilungsschlüssel zur Hälfte Ihrem Vertrag zu. 

Die Wertermittlung der maßgebenden Bewertungsreserven führen wir 
mindestens monatlich durch. Die Festlegung der Wertermittlungs-
termine, die Nennung der Voraussetzungen, unter denen diese jeweils 
gelten, sowie die Zuordnung der für die Zuteilungszeitpunkte jeweils 
maßgebenden Wertermittlungstermine erfolgt im Rahmen unseres Über-
schussverteilungsplans jährlich neu. 

Der rechnerische Betrag der maßgebenden Bewertungsreserven 
kann sich von dem der tatsächlichen Bewertungsreserven unter-
scheiden, der Höhe nach jederzeit ändern, auch starken Schwan-
kungen unterliegen und sogar ganz entfallen. 

1.4 Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven 
Die Höhe der maßgebenden Bewertungsreserven kann im Zeitablauf 
großen Schwankungen unterliegen. Um diese Schwankungen auszu-
gleichen, können wir Ihren Vertrag – über den gesetzlichen Anspruch 
hinaus – mit einem Mindestbetrag beteiligen (Mindestbeteiligung). 

Eine Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven ist zu folgenden Zeit-
punkten vorgesehen (Zuteilungszeitpunkte): 

 während der Abrufphase:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung, wenn das vierte Versicherungsjahr
abgelaufen ist;

 zum voraussichtlichen Rentenbeginn:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung;

 während der Verlängerungsphase:
Zum Beginn der Rentenzahlung, bei Auszahlung der Kapital-
leistung oder bei Kündigung;

 vor Beginn der Abrufphase:
Bei Kündigung, wenn ein Drittel der Aufschubdauer bis zum
voraussichtlichen Rentenbeginn, mindestens jedoch das vierte
Versicherungsjahr abgelaufen ist, oder wenn das 10. Ver-
sicherungsjahr abgelaufen ist;

 vor Beginn der Rentenzahlung:
Bei Tod der versicherten Person

 nach Beginn der Rentenzahlung:
Zum Ende des Versicherungsjahres, wenn die versicherte Person
diesen Zuteilungszeitpunkt erlebt, jedoch erstmals nach Ende des
ersten Rentenbezugsjahres.

Zuordnung der Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
Die Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven legen wir für 
einzelne Zuteilungszeitpunkte laufend neu fest. Die Mindestbeteiligung 
an den Bewertungsreserven wird dem Vertrag rechnerisch vorläufig zu-
geordnet. 

Eine zugeordnete Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven ver-
zinsen wir mit laufend neu festgelegten Zinssätzen. Die Verzinsung wird 
dem Vertrag rechnerisch vorläufig zugeordnet. 

Eine zugeordnete Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
und deren Verzinsung können – auch für zurückliegende Zeiträume 
– teilweise oder ganz entfallen.

Zuteilung der Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
Für die Zuteilung der Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
sowie deren Verzinsung gilt die am jeweiligen Zuteilungszeitpunkt 
geltende Festlegung. 

Ob und in welcher Höhe eine Mindestbeteiligung tatsächlich er-
folgt, richtet sich ausschließlich nach dem Überschussvertei-
lungsplan für den Zeitraum, in den der in Betracht kommende 
Zuteilungszeitpunkt fällt. Eine Mindestbeteiligung kann teilweise 
oder ganz entfallen. 

Die Mindestbeteiligung steht unter dem Vorbehalt der Deklaration sowie 
der tatsächlichen Zuteilung von Bewertungsreserven. Wenn eine Min-
destbeteiligung deklariert ist, reduziert sich ihr Betrag um die Ihrem Ver-
trag tatsächlich zugeteilten Bewertungsreserven. Wenn zum Zutei-
lungszeitpunkt der für Ihren Vertrag tatsächlich ermittelte Betrag der 
Beteiligung an den Bewertungsreserven höher ist, als der Betrag, der 
Ihnen als Mindestbeteiligung zusteht, entfällt die Mindestbeteiligung und 
Sie erhalten den höheren tatsächlichen Wert der auf Ihren Vertrag 
entfallenden Bewertungsreserven. 

Die Mindestbeteiligung wird bei Tod der versicherten Person vor Beginn 
der Rentenzahlung oder bei Kündigung nach anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik reduziert. 

Bemessungsgrundlage für die Mindestbeteiligung 
Bemessungsgrundlage für die Mindestbeteiligung ist das durchschnitt-
liche Sicherungskapital, abgezinst auf den Beginn des Versicherungs-
jahres mit einem jährlichen Rechnungszins von 0,9 Prozent. 

Während des Bezugs der Rente entspricht abweichend hiervon die Be-
messungsgrundlage derjenigen für die laufenden Überschussanteile 
(Zinsüberschuss). 

2. Wie verwenden wir vor Beginn der Rentenzahlung zugeteilte
Überschussanteile und Bewertungsreserven oder Mindestbeteili-
gung an Bewertungsreserven?

2.1 Laufende Überschussanteile 
Die zuzuteilenden laufenden Zinsüberschussanteile und die zuzuteilen-
den Verwaltungskostenüberschussanteile führen wir unter Abzug von 
Verwaltungskosten als Bonusbeitrag dem Deckungskapital Ihres 
Vertrags (siehe § 1 Absatz 3) zu. Stichtag für die Umrechnung ist für die 
Zinsüberschussanteile der Börsentag, der dem 15. des Monats vor dem 
Zuteilungstermin vorausgeht und für den Verwaltungskostenanteil der 
dem Zuteilungstermin folgende Börsentag. 

Als Teil des Deckungskapitals unterliegt der Bonusbeitrag sodann den 
Regeln des Wertsicherungskonzepts nach § 3 Absatz 3.  

Das garantierte Mindestkapital zum voraussichtlichen Beginn der 
Rentenzahlung erhöht sich um jeden Bonusbeitrag (siehe § 2 Absatz 5). 

2.2 Schlussüberschussanteile 
Zuzuteilende Schlussüberschussanteile zahlen wir bei Tod der ver-
sicherten Person vor Beginn der Rentenzahlung oder bei Kündigung 
während der Aufschubdauer aus. Für die Verwendung zum Beginn der 
Rentenzahlung gilt Ziffer 3 entsprechend. 

2.3 Bewertungsreserven oder Mindestbeteiligung an Bewertungs-
reserven 
Den Wert der Beteiligung an den Bewertungsreserven oder einer etwa-
igen Mindestbeteiligung zahlen wir vor Beginn der Rentenzahlung bei 
Tod der versicherten Person oder bei Kündigung an den Anspruchsbe-
rechtigten aus. Bei Beginn der Rentenzahlung verwenden wir zugeteilte 
Bewertungsreserven entsprechend Ziffer 3. 

3. Wie verwenden wir das Überschussguthaben zum Beginn der
Rentenzahlung?
Zum Beginn der Rentenzahlung berechnen wir aus dem zu diesem
Zeitpunkt vorhandenem

 Deckungskapital zuzüglich
 der zugeteilten Schlussüberschussanteile sowie
 der zugeteilten Bewertungsreserven oder einer etwaigen zugeteilten

Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven

eine ab diesem Zeitpunkt garantierte lebenslange Rente. 

Maßgeblich für die Wertermittlung der Anteile an der IOK und den ge-
wählten Investmentfonds ist der Börsentag, der dem 15. des Monats vor 
Beginn der Rentenzahlung vorausgeht. Maßgeblich für die Anzahl der 
Anteile ist der Tag des Beginns der Rentenzahlung. 

Da für die Verrentung die für Neuabschlüsse geltenden Rech-
nungsgrundlagen verwendet werden (siehe § 2 Absatz 3), fällt 
durch die zugeteilte Überschussbeteiligung die lebenslange Rente 
nicht zwingend höher aus als die garantierte Mindestrente nach  
§ 2 Absatz 4.
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Nehmen Sie anstelle der Rente die Kapitalleistung in Anspruch, zahlen 
wir alle vorhandenen Überschussguthaben zusammen mit der Kapital-
leistung aus. 

4. Wie verwenden wir zugeteilte Überschussanteile und Bewer-
tungsreserven oder Mindestbeteiligung an den Bewertungs-
reserven nach Beginn der Rentenzahlung?
Auch nach Beginn der Rentenzahlung ist Ihr Vertrag am laufenden
Überschuss und an Bewertungsreserven oder Mindestbeteiligung an
den Bewertungsreserven beteiligt. Die zum Beginn der Rentenzahlung
für die Verrentung verwendeten Rechnungsgrundlagen bleiben auch für
die während des Rentenbezugs anfallenden Überschussanteile maß-
gebend.

Wir verwenden die nach Beginn der Rentenzahlung zuzuteilenden Über-
schussanteile und Bewertungsreserven oder Mindestbeteiligung an den 
Bewertungsreserven zur Erhöhung der zum Beginn der Rentenzahlung 
ermittelten Rente bzw. zur Erhöhung einer vereinbarten Leistung bei 
Beendigung des Vertrags. 

Bei Tod der versicherten Person nach Beginn der Rentenzahlung und 
Weiterzahlung einer Rente berechnen wir die Rente aus der Über-
schussbeteiligung neu; diese kann sich vermindern. 

Bis zum Beginn der Rentenzahlung können Sie zwischen diesen Ver-
wendungsformen wählen: 

4.1 Überschussrente mit Mindestbonusrente 
Nach Beginn der Rentenzahlung zugeteilte Überschussanteile dienen 
teils zur unmittelbaren Erhöhung der Rente (Überschussrente), teils als 
Einmalbeitrag für eine zusätzliche beitragsfreie Rente (Mindestbonus-
rente). 

Bewertungsreserven oder eine Mindestbeteiligung an den Bewertungs-
reserven dienen der Erhöhung der Rente und werden als Einmalbeitrag 
für eine zusätzliche beitragsfreie Rente (Bonusrente) verwendet. 

Die Überschussrente ist vom Alter der versicherten Person abhängig, 
der Höhe nach nicht garantiert und wird mit der bei Beginn der Renten-
zahlung ermittelten Rente fällig. Die Mindestbonusrente und die Bonus-
rente werden für die Zukunft garantiert und sind ebenfalls überschuss-
berechtigt. 

Die Mindestbonusrente zahlen wir nur, wenn und soweit sie die Über-
schussrente übersteigt; bis zu diesem Zeitpunkt rechnen wir sie auf die 
Überschussrente an. Die Mindestbonusrente und die Bonusrente 
umfasst eine garantierte Rentensteigerung, wenn diese eingeschlossen 
ist. 

Zur Berechnung der Mindestbonusrente und der Bonusrente verwenden 
wir während des gesamten Rentenbezugs einen Rechnungszins von 
null Prozent und die bei Beginn der Rentenzahlung geltende Sterbetafel. 

4.2 Bonusrente 
Nach Beginn der Rentenzahlung zugeteilte Überschussanteile und Be-
wertungsreserven oder Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
dienen der Erhöhung der Rente und werden als Einmalbeitrag für eine 
zusätzliche beitragsfreie Rente (Bonusrente) verwendet. 

Vom zweiten Rentenbezugsjahr an ergibt sich so im Falle einer Zu-
teilung eine zusätzliche Bonusrente, die zusammen mit der zum Beginn 
der Rentenzahlung ermittelten Rente fällig wird, ebenfalls überschuss-
berechtigt ist und für die Zukunft garantiert wird. Die Bonusrente um-
fasst auch eine garantierte Rentensteigerung, wenn diese einge-
schlossen ist.  

Zur Berechnung der Bonusrente verwenden wir während des gesamten 
Rentenbezugs einen Rechnungszins von null Prozent und die bei Be-
ginn der Rentenzahlung geltende Sterbetafel. 

5. Alternative Rentenphase
Sie können bis zwei Monate vor Beginn der Rentenzahlung verlangen,
dass der Vertrag auch in der Rentenphase kapitalmarktorientiert oder in
einer anderen alternativen Rentenphase fortgeführt wird, wenn wir dies
bei Rentenbeginn anbieten. Hierfür sind die bei Beginn der Renten-
zahlung geltenden Vertragsbestimmungen maßgebend.

Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab. Wichtige Einflussfaktoren sind die Zinsentwicklung des 
Kapitalmarkts und die Entwicklung der Lebenserwartung. Auch die Entwicklung der tatsächlichen Kosten ist von Bedeutung. Deshalb 
kann die absolute Höhe der künftigen Überschussbeteiligung nicht garantiert werden. Um Ihnen dennoch einen Eindruck über die 
Entwicklung der Überschussbeteiligung zu vermitteln, erhalten Sie von uns auf Wunsch eine unverbindliche, individuelle Modellrechnung.
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Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 25 
Stand: 15.07.2018 

Diese Bestimmungen sind Bestandteil der Ihrem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Bedingungen. Wir können die Bestimmungen in ange-
messener Weise neu festlegen. Die jeweils aktuelle Kostenübersicht können Sie jederzeit bei uns anfordern. 

1  Kosten 

Nr. Kostenart derzeit maximal 
1.1 Rücklauf beim 

Lastschriftverfahren angefallene Bankkosten 
1.2 Bearbeitung eines Rücktritts nach 

§ 16 Absatz 1

0,00 Euro 

10 Prozent 
des ersten 

Beitrags oder 
Einmal-

beitrags, 
maximal 

150,00 Euro 
1.3 Mahnung wegen nicht 

rechtzeitiger Zahlung eines 
Folgebeitrags nach § 16 Absatz 3 0,00 Euro 5,00 Euro 

1.4 Durchführung einer 
Vertragsänderung 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.5 Herabsetzung des Beitrags 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.6 Bezugsrechtsänderung 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.7 Erstellen eines 
Ersatzversicherungsscheins 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.8 Bestätigung einer 
Verfügungsbeschränkung 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.9 Bearbeitung einer Abtretung bzw. 
Verpfändung 0,00 Euro 15,00 Euro 

1.10 Einholung individueller 
Erklärungen zur Entbindung von 
der Schweigepflicht je Entbindung 0,00 Euro 15,00 Euro 

Zusätzlich belasten wir Ihnen die uns von Dritten berechneten 
Kosten. 

Alle vorgenannten Beträge erhöhen sich um die anfallenden Postge-
bühren. 

Alle etwaigen öffentlichen Abgaben und Gebühren (zum Beispiel 
Steuern), die von uns für Ihren Vertrag abzuführen sind, verrechnen wir 
mit den Leistungen bzw. sind uns zu erstatten. 

Der Zinssatz für Verzugszinsen richtet sich nach der Situation am Ka-
pitalmarkt. Er liegt jedoch höchstens 5 Prozentpunkte über dem Basis-
zinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.  

Gebühren, Kostenersatz und nicht gezahlte Verzugszinsen entnehmen 
wir dem Deckungskapital Ihres Vertrags. 

2  Tarifabhängige Begrenzungen 

Nr. Art 
2.1 Der Mindestbeitrag der Hauptversicherung 

bei laufender  
Beitragszahlung beträgt monatlich. 

Die Beitragssumme beträgt mindestens 

25,00 Euro 

12.000,00 Euro. 
2.2 Der Mindestbeitrag der Hauptversicherung 

für einen Einmalbeitrag beträgt  10.000,00 Euro 
2.3 Zuzahlungen 

- Mindestbetrag 200,00 Euro 
- Höchstbetrag

– je Versicherungsjahr höchstens 10.000,00 Euro 
2.4 Die Mindestrente nach § 2 Absatz 4beträgt 

- bei jährlicher Zahlung 300,00 Euro 
- bei halbjährlicher Zahlung 150,00 Euro 
- bei vierteljährlicher Zahlung 75,00 Euro 
- bei monatlicher Zahlung 25,00 Euro 

2.5 Teilkündigung 
- verbleibender Wert des

Deckungskapitals 3.000,00 Euro 
2.6 Teilkapitalentnahme während der 

Aufschubdauer 
- Mindestentnahmebetrag 1.000,00 Euro 
- verbleibender Wert des

Deckungskapitals 3.000,00 Euro 
2.7 Teilkapitalauszahlung bei Beginn der 

Rentenzahlung 
- Mindestentnahmebetrag 1.000,00 Euro 
- verbleibende Rente mindestens in 

Höhe Ziffer 2.6 
2.8 Teilkapitalentnahme während des Renten-

bezugs 
- Mindestentnahmebetrag 1.000,00 Euro 
- maximale Entnahme in Höhe der auf

das garantierte Deckungskapital
beschränkten Todesfallleistung

2.9 Vollständige Beitragsfreistellung: 
verbleibender Wert des Deckungskapitals 3.000,00 Euro 
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Versicherungskammer 
Versicherungsgemeinschaft 
SAARLAND Leben 

 

Kundeninformation zu wichtigen Fragen 
Stand: 01.01.2018 – Druckstücknummer D5120409 

Sie haben sich für eine Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung mit Indexorientierung - Rente WachstumGarant entschieden. Diese 
bietet Ihnen für den Erlebensfall Versicherungsschutz unter unmittelbarer Beteiligung an der Wertentwicklung eines bei uns eingerichteten Sonder-
vermögens. Im Folgenden erläutern wir Ihnen die wichtigsten Fragen zu Ihrer Rentenversicherung. 

1. Was ist Rente WachstumGarant?

Mit der Rente WachstumGarant bieten wir Ihnen eine aufgeschobene 
lebenslange Rente. Während der Aufschubdauer – das ist der Zeitraum 
zwischen Versicherungsbeginn und Beginn der Rentenzahlung – nehmen 
Sie an der Wertentwicklung der bei uns eingerichteten indexorientierten 
Kapitalanlage (IOK) teil. Guthabenteile legen wir aber auch in unserem 
übrigen Vermögen an. Um die garantierte Mindestrente oder das garan-
tierte Mindestkapital erbringen zu können bzw. die für den Vertrag an-
fallenden Verwaltungskosten zu decken, teilen wir das Deckungskapital 
Ihres Vertrags zwischen diesen Anlageformen  laufend neu auf. 

Die Wertentwicklung der IOK ist nicht vorauszusehen. Sie haben vor 
Beginn der Rentenzahlung die Chance, bei Kurssteigerungen einen 
Wertzuwachs zu erzielen; bei Kursrückgängen tragen Sie aber auch 
das Risiko der Wertminderung. 

Zehn Prozent eines laufenden Wertzuwachses der IOK werden monatlich 
als Ertrag automatisch gesichert: sie erhöhen das garantierte Mindestka-
pital. Ein laufender Wertzuwachs ist die in einem Kalendermonat der Auf-
schubdauer gegebene positive Wertentwicklung der ihrem Vertrag zuge-
ordneten Anteile an der IOK. 

Für die Berechnung der lebenslangen Rente steht als Deckungskapital 
zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung jedoch mindestens die 
Summe der gezahlten Beiträge zu Ihrer Rentenversicherung zur Verfü-
gung (garantierter Beitragserhalt zum voraussichtlichen Beginn der Ren-
tenzahlung). 

Die lebenslange Rente, die wir zum voraussichtlichen Beginn der Renten-
zahlung zahlen, ist mindestens so hoch wie die garantierte Mindestrente. 

Mit Beginn der Rentenzahlung entnehmen wir dem Anlagestock die auf 
Ihren Vertrag entfallenden Anteile an der IOK und legen den zugehörigen 
Geldwert in unserem Sicherungsvermögen an, sofern Sie keine alternative 
Rentenphase vereinbart haben. Die Bindung an die IOK entfällt; die Höhe 
der lebenslangen Rente ist dann nicht mehr von der Wertentwicklung der 
IOK beeinflusst. 

2. „Wer ist wer“ bei Rente WachstumGarant?

Als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner. Versicherte 
Person ist die Person, auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen 
ist. Der Bezugsberechtigte ist die von Ihnen zum Empfang der Leistung 
bestimmte Person. 

3. Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Vertrag mit uns abge-
schlossen haben. Jedoch besteht vor dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Versicherungsbeginn kein Versicherungsschutz. Ihr Versiche-
rungsschutz beginnt um 12 Uhr mittags an dem im Versicherungsschein 
genannten Tag. Unsere Leistungspflicht kann entfallen, wenn Sie den 
Beitrag nicht rechtzeitig zahlen. 

4. Wer erhält die Leistung? 

Die Leistung erbringen wir an Sie als Versicherungsnehmer. 
Sie können eine andere Person benennen, die die Leistung erhalten soll 
(Bezugsberechtigter):  

Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen, können Sie 
dieses Bezugsrecht jederzeit widerrufen. Nach dem Eintritt des Todes-
falls ist ein Widerruf jedoch nicht mehr möglich. 
Ein unwiderruflich festgelegtes Bezugsrecht können Sie nur mit Zu-
stimmung des Bezugsberechtigten ändern. 

Die Einräumung und der Widerruf bzw. die Änderung eines Bezugsrechts 
sind uns gegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie uns von Ihnen 
durch ein eigenhändig unterschriebenes Schriftstück angezeigt worden 
sind. 

5. Wie berechnet sich Ihre Rente?

Wenn die versicherte Person den Beginn der Rentenzahlung erlebt, 
zahlen wir eine Rente, solange die versicherte Person lebt. 

Zum Beginn der Rentenzahlung berechnen wir aus dem zu diesem 
Zeitpunkt vorhandenem 

 Deckungskapital zuzüglich
 der zugeteilten Schlussüberschussanteile sowie 
 der zugeteilten Bewertungsreserven oder einer etwaigen zugeteilten

Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven

eine ab diesem Zeitpunkt garantierte lebenslange Rente. 

Für die Berechnung der lebenslangen Rente steht als Deckungskapital 
zum voraussichtlichen Beginn der Rentenzahlung mindestens zur Ver-
fügung: 

 die Summe der gezahlten Beiträge zu Ihrer Rentenversicherung (ga-
rantierter Beitragserhalt zum voraussichtlichen Beginn der Renten-
zahlung) zuzüglich

 vorhandener Erträge aus dem Lock-In zum voraussichtlichen Beginn
der Rentenzahlung zuzüglich

 vorhandener Bonusbeiträge.

Ein über dieses garantierte Mindestkapital zum voraussichtlichen Be-
ginn der Rentenzahlung hinausgehendes Deckungskapital können wir 
nicht garantieren. 

Bei der Berechnung verwenden wir die Rechnungsgrundlagen, die bei Be-
ginn der Rentenzahlung für Neuabschlüsse vergleichbarer Rentenver-
sicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung gelten. 

Vergleichbare Rentenversicherungen mit sofort beginnender Renten-
zahlung sind solche, die 

 ab Beginn der Rentenzahlung eine lebenslange garantierte Rente 
und eine Leistung bei Tod vorsehen,

 keine weiteren Zusatzleistungen im Rentenbezug vorsehen,
 keine Risikoprüfung für den Rentenbezug vorsehen und 
 ab Beginn der Rentenzahlung Regelungen zur Überschussbeteili-

gung vorsehen, die denen Ihrer Rente WachstumGarant inhaltlich
entsprechen.

Wenn wir zum Beginn der Rentenzahlung keine vergleichbaren Renten-
versicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung anbieten, werden 
wir für die Berechnung der lebenslangen Rente die Rechnungsgrundlagen 
verwenden, die wir zu diesem Zeitpunkt für eine vergleichbare Rentenver-
sicherung mit sofort beginnender Rentenzahlung für das Neugeschäft 
zugrunde legen würden. Diese Rechnungsgrundlagen werden wir nach 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik und unter der Voraus-
setzung ermitteln, dass sie nach den jeweils gültigen aufsichtsrechtlichen 
Rechtsnormen und sonstigen Bestimmungen für die Berechnung der 
Deckungsrückstellung von neu abzuschließenden vergleichbaren Versi-
cherungen die gebotenen Rechnungsgrundlagen bei entsprechenden 
Neuabschlüssen darstellen. 

Die tatsächlich zum Beginn der Rentenzahlung geltenden Rech-
nungsgrundlagen, die für die Berechnung der lebenslangen Rente 
maßgeblich sind, sind nicht bekannt. Sollten sich diese im Vergleich 
zu den bei Vertragsabschluss geltenden Rechnungsgrundlagen 
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ungünstiger darstellen – in Form eines niedrigeren Rechnungszin-
ses oder deutlich gestiegener Lebenserwartung – können sich 
niedrigere Werte ergeben. 

Eine erhebliche Veränderung der Rechnungsgrundlagen kann auch 
dazu führen, dass zugeteilte Überschussguthaben zum Beginn der 
Rentenzahlung ganz oder teilweise zur Sicherung der garantierten 
Mindestrente herangezogen werden müssen. Dies gilt nicht, wenn 
Sie die Kapitalleistung wählen. 

Wenn die lebenslange Rente geringer ist aIs die im Versicherungs-
schein genannte garantierte Rente, zahlen wir Ihnen stattdessen 
diese garantierte Mindestrente. 

Wenn die zu zahlende lebenslange Rente den vereinbarten Mindestbetrag 
nicht erreicht, zahlen wir eine Kapitalleistung, und der Vertrag endet. 

Sie können verlangen, dass wir statt der Renten eine einmalige Leistung 
(Kapitalleistung) zum Fälligkeitstag der ersten Rente zahlen, wenn die 
versicherte Person diesen Termin erlebt. Mit Auszahlung der Kapitalabfin-
dung endet der Vertrag. 

6. Wie können Sie den Wert Ihres Vertrags erfahren? 

Sie erhalten jährlich von uns eine Mitteilung, der Sie den Wert der Anteil-
einheiten der IOK und den Wert des Deckungskapitals entnehmen 
können. Auf Wunsch teilen wir Ihnen den Wert Ihres Vertrags jederzeit 
mit. 

7. Was sollten Sie über die Beitragszahlung wissen? 

Die Beiträge zahlen Sie je nach Vereinbarung in einem Beitrag (Einmal-
beitrag), monatlich, viertel-, halbjährlich oder jährlich bis zum Ablauf der 
vereinbarten Beitragszahlungsdauer. 

Wichtige Gründe, z.B. Krankheit oder Arbeitslosigkeit können dazu füh-
ren, dass Sie die Beiträge für Ihren Vertrag vorübergehend nicht mehr auf-
bringen können. Eine überstürzte Kündigung Ihres Vertrags wäre dann 
sicher der schlechteste Ausweg. Lassen Sie sich in einer solchen Situ-
ation rechtzeitig von uns beraten, um die finanziellen Nachteile möglichst 
gering zu halten. 

8. Können Sie Abschriften Ihrer Erklärungen ver-
langen? 

Nach § 3 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) können Sie auf Ihre 
Kosten jederzeit Abschriften Ihrer Erklärungen verlangen, die Sie zu Ihrem 
Vertrag abgegeben haben. 

9. Können Sie Ihren Vertrag umwandeln, um
Pfändungsschutz zu erlangen?

Sie können jederzeit auf Ihre Kosten verlangen, dass wir Ihren Vertrag so 
umwandeln, dass er pfändungsgeschützt ist. Dazu muss der Vertrag den 
folgenden Anforderungen entsprechen: 

 Die Leistung wird in regelmäßigen Zeitabständen lebenslang und
nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres oder nur bei Eintritt der
Berufsunfähigkeit gewährt.

 Über die Ansprüche aus dem Vertrag darf nicht verfügt werden.
 Die Bestimmung von Dritten mit Ausnahme von Hinterbliebenen als

Berechtigte ist ausgeschlossen.
 Die Zahlung einer Kapitalleistung, ausgenommen eine Zahlung für 

den Todesfall, ist nicht vereinbart.

10. Wie sind die Ansprüche aus Ihrem Vertrag
abgesichert? 

Die Protektor Lebensversicherung-AG (Postfach 080306, 10003 Berlin, 
www.protektor-ag.de) sichert als gesetzlicher Sicherungsfonds die An-
sprüche aus Ihrem Vertrag ab. Der Sicherungsfonds schützt die Anwart-
schaften und Ansprüche der Versicherungsnehmer, der versicherten Per-
sonen, der Bezugsberechtigten und sonstiger aus dem Vertrag be-
günstigter Personen. 

Die Ihrem Vertrag zugeordneten Anteile an der IOK werden als Sonder-
vermögen geführt und bleiben Ihnen in unserem oder im Insolvenzfall der 
Fondsgesellschaft erhalten. 

11. Können Streitigkeiten auch außergerichtlich
beigelegt werden?

Bei Fragen, Problemen oder Beschwerden wenden Sie sich bitte vertrau-
ensvoll an uns. Wir sind dem Verein Versicherungsombudsmann e.V., 
Postfach 080632, 10006 Berlin, www.versicherungsombudsmann.de bei-
getreten und nehmen an dessen Schlichtungsverfahren teil. 

Der Ombudsmann schlichtet Streitigkeiten mit Versicherungsunterneh-
men bis zu einem Beschwerdewert in Höhe von 100.000 Euro. Nachdem 
Sie Ansprüche bei uns geltend gemacht haben, können Sie den Om-
budsmann formlos, per Post, Telefon oder E-Mail ansprechen. Die kosten-
freie Rufnummer aus dem deutschen Telefonfestnetz von Montag bis 
Freitag in der Zeit von 08:30 – 17:00 Uhr lautet: 0800-3696000.  

Das Verfahren ist für Sie kostenlos und unverbindlich. Der Versicherer ist 
an Entscheidungen bis zu 10.000 Euro gebunden. 

Ihr Recht, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt. 
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Versicherungskammer 
Versicherungsgemeinschaft 
SAARLAND Leben 

 

Verbraucherinformation über die geltenden Steuerregelungen 
Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzahlung 
Stand: 01.01.2018 – Druckstücknummer D5700762 

Die nachfolgende Darstellung entspricht den aktuellen Steuergesetzen. Das Steuerrecht unterliegt einem steten Wandel. Wir können daher nicht garan-
tieren, dass die genannten Steuerregelungen für die gesamte Vertragsdauer anwendbar sind. 

Aus Änderungen von Gesetzen, Verordnungen, Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen usw. während der weiteren Vertragsdauer, aber auch bei 
Vertragsänderungen, kann sich eine abweichende steuerliche Behandlung ergeben. 

A. Einkommensteuer 

I. Private Rentenversicherungen

Beiträge und Zuzahlungen zu privaten Rentenversicherungen mit auf-
geschobener Rentenzahlung können nicht als Sonderausgaben geltend 
gemacht werden. 

Beiträge zu einer Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeits-Zusatzver-
sicherung oder einer Unfall-Zusatzversicherung können als Sonderausga-
ben im Rahmen der gesetzlichen Höchstbeträge geltend gemacht wer-
den, wenn der anteilige Beitrag für diese Zusatzversicherung(en) getrennt 
vom Beitrag zur Hauptversicherung ausgewiesen wird. 

Lebenslange Leibrenten unterliegen als sonstige Einkünfte nur in Höhe 
des Ertragsanteils der Einkommensteuer. Der Ertragsanteil wird mit einem 
Prozentsatz aus der gezahlten Jahresrente errechnet. Dieser Prozentsatz 
richtet sich nach dem Alter der versicherten Person bei Beginn der Ren-
tenzahlung. Werden lebenslange Leibrenten nach dem Tod der ver-
sicherten Person während einer Rentengarantiezeit weiter gezahlt, unter-
liegen die Renten mit dem bisherigen Ertragsanteil der Einkommensteuer. 

Renten aus einer Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung unterliegen 
als lebenslange Leibrenten mit dem Ertragsanteil der Einkommensteuer. 
Der Ertragsanteil berechnet sich nach dem Alter des Hinterbliebenen bei 
dessen erstem Rentenbezug. 

Renten aus Berufsunfähigkeits- und Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversiche-
rungen sind als zeitlich begrenzte Leibrenten mit dem Ertragsanteil nach 
§ 55 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung zu versteuern.

Wir sind gesetzlich verpflichtet, der zentralen Stelle der Finanzverwaltung 
eine Rentenbezugsmitteilung über die ausgezahlten Rentenleistungen zu 
machen. 

Bei Kapitalleistungen im Erlebensfall (Kapitalabfindung, Teilkapitalaus-
zahlung, Teilkapitalentnahme) und im Fall des Rückkaufs sind die in der 
Versicherungsleistung enthaltenen Erträge als Einkünfte aus Kapitalver-
mögen in voller Höhe steuerpflichtig. Wird die Versicherungsleistung nach 
Vollendung des 62. Lebensjahres des Steuerpflichtigen und nach Ablauf 
von 12 Jahren seit Vertragsabschluss ausgezahlt, ist nur die Hälfte der Er-
träge steuerpflichtig (sog. Hälftebesteuerung). 

Die steuerpflichtigen Erträge errechnen sich durch Abzug der Summe der 
gezahlten – bei Teilkapitalauszahlung bzw. Teilkapitalentnahme der antei-
lig gezahlten – Beiträge von der ausgezahlten Versicherungsleistung. Bei 
der Hälftebesteuerung ist nur der halbe Differenzbetrag steuerpflichtig. 
Beitragsanteile für Berufsfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- und Unfallzu-
satzversicherungen können nicht abgezogen werden, d.h. sie mindern 
nicht die Erträge. Bei fondsgebundenen und hybriden Versicherungen 
reduzieren sich die steuerpflichtigen Erträge um 15 Prozent, soweit diese 
aus Investmenterträgen von Publikumsfonds stammen (sog. Teilfrei-
stellung). 

Die steuerpflichtigen Erträge werden als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
grundsätzlich mit der pauschalen Abgeltungsteuer von 25 Prozent zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag besteuert. Stattdessen kann der Steuerpflichtige 
im Rahmen der Einkommensteuererklärung die Besteuerung mit seinem 
individuellen Steuersatz beantragen. Bei der Hälftebesteuerung findet die 
Abgeltungsteuer keine Anwendung; die steuerpflichtigen Erträge werden 
hier stets mit dem individuellen Steuersatz besteuert. 

Die steuerpflichtigen Erträge unterliegen der Kapitalertragsteuer und dem 
Solidaritätszuschlag, die wir nach den gesetzlichen Bestimmungen bei 
Auszahlung für Rechnung des Steuerpflichtigen einbehalten und an das 
zuständige Finanzamt abführen müssen. Bemessungsgrundlage für die 
Kapitalertragsteuer ist stets – auch bei der Hälftebesteuerung – der volle 
steuerpflichtige Ertrag. Eingereichte Freistellungsaufträge und Nichtver-
anlagungsbescheinigungen berücksichtigen wir dabei. Im Falle der Häl-
ftebesteuerung kann die zu viel gezahlte Kapitalertragsteuer im Wege der 
Einkommensteuererklärung erstattet werden. 

Wenn für den Steuerpflichtigen eine Kirchensteuerpflicht besteht, behalten 
wir die auf die Kapitalertragsteuer entfallende Kirchensteuer ein und füh-
ren sie an das zuständige Finanzamt ab. Zuvor fragen wir beim Bundes-
zentralamt für Steuern (BZSt) unter Angabe der Steuer-Identifikations-
nummer und des Geburtsdatums automatisiert ab, ob der Steuerpflichtige 
kirchensteuerpflichtig ist (sog. Anlassabfrage). Das BZSt teilt uns dann 
eine etwaige Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft und den 
geltenden Kirchensteuersatz mit.  

Der Steuerpflichtige kann mit amtlich vorgeschriebenem Vordruck schrift-
lich beim BZSt der Übermittlung von Daten zur Religionszugehörigkeit 
widersprechen (sog. Sperrvermerk). In diesem Fall ist der Steuerpflichtige 
für das betreffende Kalenderjahr verpflichtet, eine Einkommensteuerer-
klärung abzugeben. Die Kirchensteuer wird dann vom Finanzamt auf 
Basis der Kapitalertragsteuer veranlagt. Ein Sperrvermerk kann vom BZSt 
nur berücksichtigt werden, wenn der Widerspruch spätestens zwei 
Monate vor unserer Datenabfrage dort eingegangen ist. Vor der Anlassab-
frage werden wir den Steuerpflichtigen über die bevorstehende Daten-
abfrage sowie sein Widerspruchsrecht gegenüber dem BZSt informieren. 

Gehört der Steuerpflichtige keiner Religionsgemeinschaft an, oder hat er 
der Datenübermittlung widersprochen, teilt uns das BZSt einen sog. Null-
wert mit. In diesen Fällen behalten wir keine Kirchensteuer ein. 

Kapitalleistungen, die bei Eintritt einer schweren Krankheit (Dread-Disease 
Option) gezahlt werden, sind einkommensteuerfrei. 

Kapitalleistungen im Todesfall sind einkommensteuerfrei. 

Verlangt der Anspruchsberechtigte statt einer Geldzahlung die Übertra-
gung von Fondsanteilen, wird diese Übertragung steuerrechtlich wie eine 
Kapitalleistung in Geld behandelt. Als Versicherungsleistung ist der Rück-
nahmepreis der übertragenen Fondsanteile anzusetzen, mit dem die Ver-
sicherungsleistung bei einer Geldzahlung berechnet worden wäre. Beim 
Kapitalertragsteuerabzug wird die Anzahl von Fondsanteilen einbehalten, 
die dem Wert der abzuführenden Kapitalertragsteuer entspricht. Im üb-
rigen gelten die Ausführungen dieses Merkblatts zu Kapitalleistungen im 
Erlebens- und Todesfall für die Übertragung von Fondsanteilen ent-
sprechend. 

Die Umwandlung einer Rentenversicherung mit aufgeschobener Renten-
zahlung mit oder ohne variabler Mindestleistung (FlexVorsorge Vario) in 
eine konventionelle Rentenversicherung stellt eine wesentliche Änderung 
des Versicherungsvertrags (sog. Totalnovation) dar. Mit Umwandlung en-
det der bisherige Vertrag und die Versicherungsleistung des FlexVorsorge 
Vario gilt steuerlich als Ihnen zugeflossen. Sie wird als Kapitalleistung im 
Erlebensfall besteuert. Die konventionelle Rentenversicherung wird steuer-
lich als neuer Vertrag behandelt. Insbesondere beginnt die für die Hälfte-
besteuerung der Kapitalerträge erforderliche Mindestvertragsdauer von 
12 Jahren ab der Umwandlung neu zu laufen. 
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Kosten, die durch den Versicherungsvertrag veranlasst sind, können ggf. 
als Werbungskosten in der Einkommensteuererklärung geltend gemacht 
werden. 

Bei Veräußerung der Versicherung sind die erzielten Erträge als Einkünfte 
aus Kapitalvermögen im Rahmen der Einkommensteuererklärung zu ver-
steuern. Die steuerpflichtigen Erträge errechnen sich durch Abzug der 
Summe der bis zur Veräußerung gezahlten Beiträge vom erzielten 
Kaufpreis. Eine Hälftebesteuerung ist nicht möglich. Kapitalertragsteuer 
bzw. Solidaritätszuschlag wird nicht einbehalten. Wir sind gesetzlich ver-
pflichtet, die Veräußerung Ihrem Wohnsitzfinanzamt anzuzeigen. Auf 
Wunsch erhalten Sie von uns eine Bescheinigung über die bis zur Ver-
äußerung gezahlten Beiträge. 

Internationaler Austausch von Steuerdaten über Finanzkonten 
Zur Förderung der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten sind 
wir gesetzlich verpflichtet, zu Ihrem Vertrag Informationen, Daten und 
Unterlagen zu erheben. Wir verarbeiten die erhobenen Daten und melden 
sie erforderlichenfalls an das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt). Das 
BZSt leitet die von uns gemeldeten Daten an die zuständige ausländische 
Steuerbehörde des jeweiligen Staates weiter. 

Sie müssen uns alle Angaben, die zur Erfüllung unserer gesetzlichen 
Pflichten erforderlich sind, unverzüglich offen legen. Dies gilt nicht nur bei 
Vertragsabschluss, sondern auch während der Vertragslaufzeit und im 
Leistungsfall. Bei Änderungen dieser Angaben und Daten müssen Sie uns 
unverzüglich darüber informieren. Insbesondere müssen Sie uns un-
verzüglich über Ihren Umzug ins Ausland informieren. 

Automatischer Informationsaustausch mit Staaten außerhalb der 
USA 
Wir sind gesetzlich verpflichtet, zu überprüfen, ob meldepflichtige Verträ-
ge vorliegen. Derzeit erfolgt eine Meldung an das BZSt bezüglich 

 Mitgliedstaaten der EU aufgrund der Amtshilferichtlinie und 
 Drittstaaten aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen mit der BRD.

Meldepflichtig sind Verträge, bei denen der Kontoinhaber in anderen 
Staaten als in der BRD steuerlich ansässig ist. Die steuerliche Ansässig-
keit richtet sich nach den lokalen Rechtsvorschriften in den jeweiligen 
Staaten. 

Wenn eine ausländische steuerliche Ansässigkeit vorliegt, sind wir zur 
Erhebung folgender Daten verpflichtet: 

 Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer(n) sowie Geburts-
datum und -ort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoinhaberin des 
Vertrags ist;

 bei einem Rechtsträger, der Kontoinhaber ist und für den eine oder
mehrere beherrschende Personen ermittelt wurden, die melde-
pflichtige Personen sind, Name, Anschrift und Steueridentifikations-
nummer(n) dieses Rechtsträgers sowie Name, Anschrift, Steuer-
identifikationsnummer(n), Geburtsdatum und -ort jeder meldepflich-
tigen Person.

Automatischer Informationsaustausch mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika (USA) 
Wir sind gesetzlich verpflichtet, zu überprüfen, ob meldepflichtige Verträ-
ge vorliegen. Grundlage hierfür ist ein zwischenstaatliches Abkommen der 
BRD mit den USA. 

Meldepflichtig sind Verträge, bei denen der Kontoinhaber in den USA 
steuerlich ansässig ist. Dazu zählen z.B. natürliche Personen, die 

 Staatsangehörige der USA sind oder 
 ein Einwanderungsvisum der USA („Green Card“) besitzen oder 
 sich im laufenden Jahr über einen Zeitraum von mindestens 31 

Tagen in den USA aufgehalten haben bzw. im laufenden Jahr einen
solchen Aufenthalt planen und zugleich die Gesamtaufenthaltsdauer 
in den USA innerhalb der letzten drei Jahre mindestens 183 Tage 
beträgt.

Wenn eine US-Steuerpflicht vorliegt, sind wir zur Erhebung folgender 
Daten verpflichtet: 

 Name, Anschrift und US-amerikanische Steueridentifikationsnummer
jeder spezifizierten Person der USA, die Kontoinhaberin des Vertrags
ist;

 bei einem passiven nicht US-amerikanischem Rechtsträger, der von
einer oder mehreren spezifizierten Person der USA beherrscht wird,
Name, Anschrift und gegebenenfalls US-amerikanische Steueriden-
tifikationsnummer dieses Rechtsträgers sowie aller spezifizierten
Personen der USA.

II. Betriebliche Rentenversicherungen

Beiträge als Betriebsausgabe 
Beiträge zu betrieblich veranlassten Rentenversicherungen (z.B. Rück-
deckungsversicherungen zu Pensionszusagen) und Zusatzversicherungen 
sind als Betriebsausgaben steuerlich abzugsfähig. Bei einer Unter-
stützungskassenzusage richtet sich der Betriebsausgabenabzug nach den 
Zuwendungen zur Unterstützungskasse. Soweit diese rückgedeckt ist, be-
messen sich die Zuwendungen nach den Beiträgen zur zugehörigen 
Rückdeckungsversicherung. Wird der Gewinn durch Einnahmen-Über-
schussrechnung (§ 4 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes) ermittelt, 
so ist der periodengerechte Betriebsausgabenabzug grundsätzlich nicht 
möglich. Dagegen sind Beiträge für Zusatzversicherungen sofort abzieh-
bar. 

Besteuerung der Versicherungsleistung 
Noch nicht fällige Ansprüche auf Leistungen aus Rentenversicherungen, 
die zu einem Betriebsvermögen gehören, sind bei der Gewinnermittlung 
durch Betriebsvermögensvergleich zu aktivieren. Bei der Gewinnermitt-
lung durch Einnahmen-Überschussrechnung entfällt eine Aktivierung der 
Versicherungsansprüche. 

Bei Berufsunfähigkeits- und Erwerbsunfähigkeits-Zusatzversicherungen 
im Rentenbezug können Teile der noch nicht fälligen Versicherungsan-
sprüche aktivierungspflichtig sein. Bei der Gewinnermittlung durch Ein-
nahmen-Überschussrechnung (§ 4 Absatz 3 des Einkommensteuerge-
setzes) entfällt eine eventuelle Aktivierung der Ansprüche. 

Fällige Leistungen aus Rentenversicherungen und Zusatzversicherungen 
sind als Betriebseinnahmen zu erfassen. Im Gegenzug ist ggf. der Akti-
vierungswert für die Versicherungsansprüche aufzulösen oder zu ver-
mindern. 

B. Erbschaft-/Schenkungsteuer

Leistungen aus der Rentenversicherung und eingeschlossenen Zusatz-
versicherungen, die der Versicherungsnehmer selbst erhält, sind weder 
erbschaft- noch schenkungsteuerpflichtig. 

Leistungen, die eine andere Person aufgrund einer Schenkung des Ver-
sicherungsnehmers oder bei dessen Tod (z.B. aufgrund eines Bezugs-
rechts oder als Teil des Nachlasses) erhält, unterliegen der Erbschaft- 
bzw. Schenkungsteuer (§§ 3 und 7 Erbschaft- und Schenkungsteuerge-
setz). 

Wenn der Vertrag aufgrund einer Schenkung des Versicherungsnehmers 
oder bei dessen Tod auf einen anderen Versicherungsnehmer übertragen 
wird, ist der zum Zeitpunkt der Übertragung vorhandene Vermögenswert 
des Vertrags erbschaft- bzw. schenkungsteuerpflichtig. 

Lebenslange Leibrenten, die eine andere Person als der Versicherungs-
nehmer erhält, werden bei der Ermittlung der Erbschaft- bzw. Schenkung-
steuer entweder mit dem einmalig zu berechnenden Kapitalwert (§§ 13 
und 14 Bewertungsgesetz) oder mit dem Jahreswert (§ 15 Bewertungs-
gesetz) bewertet. Der Steuerpflichtige hat ein Wahlrecht, welcher Wert 
herangezogen werden soll: Wählt er den Kapitalwert, wird die Erbschaft- 
bzw. Schenkungsteuer für den gesamten Rentenbezug durch eine ein-
malige Zahlung abgegolten. Wählt er den Jahreswert, ist die Erbschaft- 
bzw. Schenkungsteuer laufend, jährlich im Voraus zu entrichten. 

Ob und in welcher Höhe bei Vorliegen einer Erbschaft- bzw. Schenkung-
steuerpflicht tatsächlich Steuer anfällt, hängt von den individuellen Ver-
hältnissen (z. B. den Verwandtschaftsverhältnissen und den zur Verfü-
gung stehenden Freibeträgen) ab. 

Wir sind gesetzlich verpflichtet, Auszahlungen an andere Personen als 
den Versicherungsnehmer und die Übertragung der Versicherungsneh-
mereigenschaft dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen (§ 33 Erbschaft- 
und Schenkungsteuergesetz, § 3 Erbschaftsteuer-Durchführungsverord-
nung). 
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C. Versicherungsteuer und Umsatzsteuer
(genannt: Mehrwertsteuer)

Beiträge zu Rentenversicherungen sowie Zusatzversicherungen unterlie-
gen nicht der Versicherungsteuer (§ 4 Nr. 5 VersStG). 

Beiträge zu und Leistungen aus Rentenversicherungen sowie Zusatzver-
sicherungen sind umsatzsteuerfrei. Dies gilt für die gesamte Europäische 
Union. 
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Versicherungskammer 
Versicherungsgemeinschaft 
SAARLAND Leben 

 

Merkblatt zur Datenverarbeitung 
Stand: 15.04.2018 – Druckstücknummer D5700036 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zu-
stehenden Rechte. 

Falls Sie Fragen haben oder in diesem Merkblatt erwähnte Unterlagen 
wünschen, wenden Sie sich bitte an das nachstehende Unternehmen, das 
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist der jeweilige Risikoträger, 
d.h. das Unternehmen, mit dem ihr Versicherungsvertrag besteht:

Bayern-Versicherung 
Lebensversicherung Aktiengesellschaft 
Maximilianstrasse 53 
80530 München 
E-Mail: service@vkb.de 

oder 

Versicherungskammer Versicherungsgemeinschaft 
Öffentliche Leben Berlin Brandenburg 
vertreten durch  
Bayern-Versicherung 
Lebensversicherung Aktiengesellschaft 
10913 Berlin 
E-Mail: service@feuersozietaet.de 

oder 

Versicherungskammer Versicherungsgemeinschaft 
SAARLAND Leben 
vertreten durch  
Bayern-Versicherung Lebensversicherung 
Aktiengesellschaft 
Postfach 10 26 62  
66026 Saarbrücken 
E-Mail: service@saarland-versicherungen.de 

Unseren Konzern-Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter: 
Versicherungskammer Bayern 
Datenschutz 
Maximilianstraße 53 
80530 München 
E-Mail-Adresse: datenschutz@vkb.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen 
Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltens-
regeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für 
die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese Verhaltensregeln können 
Sie im Internet abrufen unter 

www.vkb.de/web/html/pk/ihre_vkb/datenschutz/code_of_conduct 

oder 

www.feuersozietaet.de/web/html/privat/ueber_uns/datenschutz/ 
code_of_conduct 

oder 

www.saarland-versicherungen.de/web/html/privat/ueber_uns/ 
datenschutz/code_of_conduct/index.html 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und 
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der 
Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durch-
führung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungs-
stellung. Angaben z. B. zu einem Schaden benötigen wir etwa, um prüfen 
zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der 
Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages 
ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht 
möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Er-
stellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwick-
lung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die 
Daten aller mit uns bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung 
der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich 
einer Vertragsanpassung, -ergänzung oder für umfassende Auskunftser-
teilungen. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für 
vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO. 
Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre 
Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) 
erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) in 
Verbindung mit Artikel 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Artikel 9 Absatz 2 j) 
DSGVO in Verbindung mit § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder 
von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann ins-
besondere erforderlich sein: 

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 

- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für 
andere Produkte der Unternehmen des Konzerns Versicherungs-
kammer Bayern und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und
Meinungsumfragen,

- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten; insbesondere nutzen
wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versiche-
rungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Er-
füllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorga-
ben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer 
Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in 
diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen in Verbindung mit 
Artikel 6 Absatz 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten 
Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen darüber zuvor informieren. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche-
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre 
Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu über-
mitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Ver-
sicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der 
Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sach-
kunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von 
Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den Rück-
versicherer nur soweit dies für die Erfüllung unseres Versicherungsver-
trages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtig-
ten Interessen erforderlichen Umfang. Weitergehende Informationen 
können Sie unter der oben genannten Adresse des Verantwortlichen für 
die Datenverarbeitung anfordern. 
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Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler 
betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur 
Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schaden-
daten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie be-
treuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung 
und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsange-
legenheiten benötigen. 

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe 
nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe 
verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag 
zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe 
besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von An-
schriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und 
Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbe-
arbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. 
In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer 
zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen. 

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienst-
leister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen be-
stehen, können Sie in der jeweils aktuellen Version unserer Internetseite 
unter 
https://www.vkb.de/web/html/pk/ihre_vkb/datenschutz/code_of_conduct 
(Übersicht der Dienstleister) entnehmen oder beim Verantwortlichen für 
die Datenverarbeitung anfordern. 

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher 
Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, 
dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können 
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem 
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich 
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgaben-
ordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Jahren. 

Betroffenenrechte 

Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu Ihrer 
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen-
lesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverar-
beitung sprechen. 

Beschwerderecht 

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben ge-
nannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbe-
hörde zu wenden. 

Zuständig ist die Datenschutzaufsichtsbehörde des Bundeslandes, in dem 
wir als Verantwortlicher für die Datenverarbeitung unseren Sitz haben. 

Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft 

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem 
(HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im 
Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie 
bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. 

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Merkblatt "Informa-
tionen über den Datenaustausch mit der infoma HIS GmbH auf Grundlage 
der Artikel 13 und 14 DSGVO", das Sie unserer Homepage unter 
https://www.vkb.de/web/html/pk/ihre_vkb/datenschutz/code_of_conduct 
entnehmen oder beim Verantwortlichen für die Datenverarbeitung 
anfordern können. 

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur 
Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtver-
sicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über-
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen 
Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen 
im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 
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